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Die Herstellung
der Bodenkarte 1:5000 auf der Grundlage der Bodenschätzung

Von Regierungsvermessungsamtmann Köhnemann,
Nieders. Ministerium des Innern

1. Allgemeines

Das Gesetz über die schätzung des Kulturbodens (Bodenschätzungsgesetz) vom
16. oktober 1934 (RGBI. I s. 1050) schreibt in § 1 vor, daß eine Bädensdrätzung
der landwirtsdraftlidr nutzbaren Flädren durdrzuführen ist. Die Ergebnisse diesei
Sd-rätzung sollen neben einer geredrten verteilung der Steuern audr einer plan-
vollen Gestaltung der Bodennutzung und einer Verbesserung der Beleihungs-
unterlagen dienen.

Durdr die Ubernahme der Sdrätzungsergebnisse in das Liegenschaftskataster stehen
sie für die Zwecke der Ste'rer, vor allem für die bevorstehende Hauptfeststellung
der Einheitswerte, zur Verfügung. Darüber hinaus bilden die Bodensdrätzungsl
ergebnisse aber audr wertvolle Grundlagen für außersteuerliche Zwed<e wie z. B.
für die §Tirtsdraftsberatung .in der Landwirtschaft, für die Durcfiführung von
Flurbereini_gungen und ,siedlungen, für die landwirtsdraftliche Forschuni und
Schulung, die orts- und Landesplanung sowie für die \Tasserwirtsdraft, die Boden-
verbesserung und für den allgemeinen Grundstüd<sverkehr.
Eine besonders geeignete Form, der Allgemeinheit die Ergebnisse der Boden-
sdrätzu-ng für außersteuerlidre Zwe&e zur Vqrfügung zu stellen, ist ihre Darstellung
in der Karte.

2. Die Herstellung von Bodenkarten bis tglS
Sdron im Jahre 1938 wurden vom damaligen Reidrsminister der Finanzen mit
Erlaß vom l0- August Ridrtlinien über die Herstellung der Bodenkarte aufgestellt,
yT d.l beteiligten Behörden und Dienststellen einen §7eg zur elnheitlidrÄ bild-
lidren Darstellung der Bodensd-rätzungsergebnisse zu zeilen. Da seinerzeit vor-
gesehen war, die Bodenkarte für das ganze Reidrsgebiet bei einer Stelle anfertigen
zu lassen, hatte der damalige Reidrswirtschaftsminister mit Edaß vom 2g. No-
vember 1938 mit diesen Arbeiten die bodenkundlidre Untersudrungsstelle des
Bayerisdren Oberbergamtes in Mündren beauftragt. Den interessierien Stellen
wurde empfohlen, Anträge auf Herstellung von Bodenkarten an dieses Amt
zu ridrten.

Diese Karten, die als Inselkarten jeweils das Gebiet einer Gemeinde im Maß-
stab I :5000 darstellen, bringen eine dokumentarische ti/iedergabe des Inhalts der
Sdrätzungsurkarte mit Klassenzeidren und Vertzahlen sowie mit den Crenzlinien
der Klassenflädren, Klassenabsdrnitte und Sonderflädren. Die Bodenarten sind
durdr Flädrenfärbung gekennzeichnet. Ergänzt wird der Karter-rinhalt durdr typisdre
Bodenprofile, die aui dem unteren Kartenrand dargestellt und numeriert sind.
Ihre Lage wird durdr entspredrende rote Zahlen im Kartenbild nadrgewiesen. Die
Proffle wurden aus den Einzelbesclreibungen ausgewählt, die in den zugehörigen
Sdrätzungsbüd-rern enthalten iind.
Bis zum Kriegsende konnten nadr den Ridrtlinien von 1938 etwa 1400 Karten

- überwiegend von Gemeinden aus Bayern, der Rheinpfalz und Thüringen -hergestellt werden.
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3. Die Herstellung von Bodenkarten in den Ländern seit 1945

Nadr dem Kriege konnte Bayern, aufbauend auf langjährige Erfahrungen, die
Herstellung der Eodenkarten für seinen Bereidr fortsetzen. Abgesehen von einigen
V.rb"rr"rägen wurden jedodr keine grundsätzlidren Neuerung-e_n bei der Karten-
herstellung ängeführt. Vor allem blieb es bei der vor dem Kriege bestimmten
Form der irrselliarte, um die Einheitlichkeit des Kartenwerks zu wahren.

Die anderen Bundesländer mußten nadr dem Kriege jeweils für ihren Bereidr mit
den Arbeiten zur Herstellung von Bodenkarten auf der Grundlage der Boden-
schätzung neu beginnen.

Das immer stärker werdende Bedürfnis, die Ergebnisse der Bodensdrätzung durdr
eine übersidrtlidre und erläuterte Darstellung in einem geeigneten Kartenwerk
vorzufinden, gaben audr in Niedersadrsen Anlaß, die Herstelluqg Y"" Boden-
karten zu fOrdern. Mit Runderlaß des Niedersädrsisdren Ministers des Innern vom
2. Januar 1950 - I/8 Verm - 2337 B - 347\l4g I - wurden daher Ridrtlinien
ftii dle Herstellung der Bodengütekartel) in Niedersadrsen (RiBoNi) erlassen und
die Herstellung diäer Karte allgemein angeordnet. Als Drud< sollte sie im Maßstab
und Blattschnilt der Deutsdren Grundkarte (DGK) 1 :5000 die - entweder aus

den Sdrätzungsurkarten oder aus den Sd-rätzungskarten entnommenen - redrts-
kräftig festgeiellten Ergebnisse der Bodensdrätzung,in grüner Farbe enthalten.
Als värhuff'ge Ausgabe tienten Lichpausen, welche die sog. Grünplatte mit den
Bodensdrätz"urrgr..{"brirr"n und die DGK (Grundriß) zusammen darstellen.

Bis Ende 1963 wurden 1756 Karten, überwiegend aus Gebieten der Bezirke
Osnabrüd< (Emsland), Braunsdrweig und Hannover hergestellt. Die Karten konnten
.als Unterlagen für die Emslandkultivierung, als Domänen- und \(Iirtsdraftskarten
nutzbringend verwendet werden.

Im Cegensatz zur bayerisd'ren Bodenkarte ist die niedersädrsisdre Bodensdrätzungs-
karte äne Rahmenkarte, enthält jedodr keine Flädrenfärbung der Bodenarten und
keine zusätzlidre Darstellung von Bodenprofflen. Audr die von anderen Ländern
hergestellten Bodensdrätzungskarten weidren zum Teil wegen der- versdrieden-
arti-gen Kartengrundlagen und der untersdriedlid,en Organisation _bei der Her-
stell"ung von dir bayärisdren Bodenkarte ab. Ein weiterer Grund für die Ab-
weidrungen wird auf die ftnanziellen Mittel, die für die Herstellung dieser Karte
in den ei-nzelnen Ländern in untersdliedlidler Höhe zur Verfügung standen, zurüd<-
zuführen sein.

Der Bundesmin.ister der Finanzen, der an einer bundeseinheitlidren Boden-
sdrätzungskarte stark interessiert ist, bemühte sidr auf einer im Jahre 1952 an'
beraumtÄn Bespredrung, in den Bundesländern eine möglidrst weitgehende Uber-
einstimmung in der Ausgestaltung der Bodensdrätzungskarte und in der Organi-
sation der Herstellung zu erreidren. Die Mehrheit der Vertreter der zuständigen
Bundes- und Länderbehörden stimmte den Bestrebungen zu, für die Darstellung
der Bodensdrätzungsergebnisse die DGK 1 :5000 oder, wo nodr nidrt vorhanden,
die Grundrißdarstellung dieser Karte als Grundlage zu benutzen. Damit war die
Entsdreidung zugunsten der Rahmenkarte gefallen.
Uber die Darstellungsart wurde s. Z. anhand von Mustern diskutiert, die von
einigen Ländern erarbeitet wurden und von denen der Bundesminister der Finanzerr
r) Die Bezeidrnung ,,Bodengütekarte" wurde
I/8 Verm - 23?7 B - 1332/52 - ersetzt durdr

durdr den Rd.Erl.d.Nds.MdI. vom 6. Januar 1953
,, Bodensdrätzun gskarte".
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das nordrhein-westfälisdle Muster vorzog. Dieses Kartenmuster zeigte in der
DGK t :5000 bzw. in der DGK (Grundriß) die Ergebnisse der Bodensdrätzung
und Bodenprofile mit Erläuterungen in grüner Farbe- Diese Darstellungsart bietJ
vielseitige Anwendungsmöglidrkeiten und läßt es aud.r zu, daß besondere Merk-
male z. B. in den Bodenarten, Bodengüten oder Nutzungsarten durdr nad.rträglidr
anzubringende Flädrenfärbungen von einander untersdrieden werden.
Der Bundesminister der Finanzen empfahl deshalb denjenigen Ländern, die nodr
keine Bodenkarten mit Bodenprofilen im größeren umfang-angefertigt hatten, die
Bodenkarten nad, dem in Nordrhein-§(estfalen geübten Verfahren-herzustellen.
In Nordrhein-§Testfalen hatte sidr damals bereits eine Arbeitsteilung zwisdren der
Vermessungsverwaltung und dem Geotogisdren Landesamt sehr bewährt. Die ver-
messungsverwaltung hatte die Darstellung der Sdrätzungsergebnisse in den Maß-
stab 1 :5000 zu übertragen und das Geologisdre Landesamr die typisdren profile
aus den Sdrätzungsbüdrern auszuwählen und darzustellen.
§7egen der geplanten Hauptfeststellung der Einheitswerte war die Finanzverwaltung
in Niedersadrsen jedodr stark daran interessiert, daß die Vermessungs- und Kataster-
verwaltung mit allen zur Verfügung stehenden Mitteln und Kräften in erster Linie
die Arbeiten zur Ubernahme der Bodensdiätzungsergebnisse in das Liegensd-rafts-
kataster weiterbetrieb. Für Niedersadrsen wurde dahe'r entsdrieden, die vom Bundes-
minister der Finanzen angestrebte einheitlid're Herstellung der Bodenkarte bis zu
dem Zeitpunkt zurüd<zustellen, zu dem die Ubernahmearbeiten der Bodensdrätzungs-
ergebnisse in das Uegensdraftskataster im wesentlidren abgesdrlossen sein würden.

4. Die Herstellung der Bodenkarte I :5000 auf der Grundlage der Bodensdrätzung
in Niedersadrsen

4.1 Allgemeines

Nadrdem in Niedersadrsen die Ergebnisse der Bodensdrätzung bis auf unbe-
deutende Reste und unter weitgehender Berüd<sidrtigung erforderlidr geworde-
ner Nadrsdrätzungen in das Liegensdraftskataster übernommen sind, hat das
Niedersädrsisdre Landesministerium durdr Besd'rluß vom 28. August 1962 der
Herstellung der Bodenkarte I : 5000 *) zugestimmt. Außerdem hatte sidr bei
zahlreidren agrarpolitisdren Maßnahmen der letztefl Jahre gezeigt, daß es für
Niedersadrsen als Land mit überwiegendem Agrardrarakter nidrt mehr vertret-
bar war, die Herstellung der Bodenkarte weiter hinauszusdrieben. Im Haus-
haltsplan 1954 wurde die erste Rate für die Kosten der Kartenherstellung ver-
ansdrlagt.

Nadrdem in mehrfadren Bespreclungen mit dem Niedersädrsisdren Landesamt
für Bodenforsdrung (LfB) gegenseitiges Einvernehmen über die organisatorisd,en
und tedrnisd,en Fragen hergestellt werden konnte, wurden die Vermessungs-
und Katasterbehörden mit Runderlaß des Niedersäd,sisdren Ministers des Innern
vom 20. August 196? - ll4 (Verm) - 2?3O - I (GültL 148/51) angewiesen,
mit der Herstellung der Bodenkarte 1 :5000 auf der Grundlage der Boden-
sdrätzung (Bodenkarte) zu beginnen.
Der Erlaß sdrreibt vor, daß für die tedrnisdren Arbeiten vorläufig die Vor-
sdrriften des Landes Nordrhein-Vestfalen vom l.April 1957 als Anhalt zu be-

*) Gegenüber der bisherigen Bezeidrnung ,,Bodensdrätzungskarte" soll durdr die
karte" zum Ausdruck gebradrt werden, daß sie zusätzlidr zu den Angaben der
audr geologisdr-bodenkundlidre Angaben enthält.
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nutzen sind. sobald ausreidrende praktisdre Erfahrungen vorliegen-, soll eine die

,ri"dersädrsisdren Verhältnisse bertid<sidrtigende Vorsd,rift eingeführt werden'

Die Bodenkarte gibt als Sonderkarte der DGK I :5000 einen allgemeinen geo-

l"glJ-il[;kuidtAen Uberblid< über GliederulEl A-ufb11-und Gäte der

Bölden. Sie enthält im Zusammenhang mit dem Inhalt der DGK 1 :5000, ge'

gebenenfalls ohne Geländeformen'

i; i- K"r,.r,bild die Ergebnisse der Bodensdrätzung _mit Klassenzeidren und

\Tertzahlen sowie mit-den Crenzlinien der Klassenflädren, Klassenabsdrnitte

und Sonderflädren; ferner die Lage und die Nummern der Bodenprofile;

b) auf dem redrten Kartenrand die Erläuterungen zu den Bodensdrätzungs--' 
;ü"b;; und zu den Angaben der Bodenprofile sowie den geologisdr-boden-

kundlidren Uberblick und

c) auf dem unteren Kartenrand die Bodenprofile mit Angaben über die Be-

sd'raffenheit der Böden bis zu 2 m Tiefe.

Diese Darstellungen ersdreinen in Grün, so daß die Bodenkarte mit Höhen'

linien dreifarbig rind ohne Höhenlinien zweifarbig herausgegeben wird.

.An der Kartenherstellung wirken in Niedersadlsen versdriedene Vermessungs-

und Katasterbehörden uid d". LfB mit. De Finanzverwaltung stellt die Ergeb'

nisse der Bodensdrätzung zur Verfügung. Bis zum. Erlaß der endgültigen Ridrt-

ii"l* *ira es Aufgabe-aller beteiligtä Stellen sein, in gemeinsamer Arbeit

das geeignetste Herstellungsverfahren zu entwid<eln'

Nadr dem augenbliddidren Sand hat sidr folgender Arbeitsgang und folgende

Arbeitsteilung (s. Anlage) als zwed<mäßig erwiesen:

1. ubernahme der Sd.rätzungsergebnisse in eine sog. Bodenfolie (stufe 1) und

Anfertigung der Bearbeitungsunterlagen für das LfB durdr das Katasteramt

od"., säweit zwed<dienlidr oder wirtsdraftlidl, durdr den Regierungspräsi'

denten (Präsidenten des Verwaltungsbezirks) ;

2. Entwurf ler Bodenprofile und der Profilbesdrreibungen sowie Abfassung

der Erläuterungen mit dem geologisch-bodenkundlidren Uberblid< durdr das

L{B;
3. Sdrriftsatz, Montage und Zeidrnung sowie kopier-, reproduktions- und drud<-

tedrnisdre Arbeitän durdr die Abteilung Landesvermessung des Nieders.

Landsverwaltungsamtes (LVwA - LVm).

4.2 Herstellung der Bodenfolie (Stufe t) und der Bearbeitungsuntedagen für
das LfB
Nadrdem entsdrieden ist, für weldre Gebiete Bodenkarten hergestellt werden
sollen, ist zunädrst die DGK I :5000 auf den neuesten Stand zu bringen. Dazu
gehört die Fortführung des Grundrisses und ggf. die Uberarbeitung des Sdrrift-
Lilder und des Kartenrahmens nadr dem neuesten Musterblatt. Originale, die
nidrt maßhaltig sind, müssen auf eine maßhaltige Folie umkopiert werden. So'
weit dafür keine eigenen Einridrtungen zur Verftigung stehen, muß diese Arbeit
beim LVwA - LVm - ausgeführt werden. In einer sog. Sdrriftvorlage (Lidrt'
pause) ist für das LVwA - LVm - ggf. auf notwendige Ändenrngen hinzu'
weisen, die nidrt vom Katasteramt ausgeführt werden könnerr. Die Fortführung
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des Grundrisses wird dann zwed<mäßigerweise erst auf der maßhaltigen Folie
vorgenommen. um bei der Fortführung Rasuren zu vermeiden, sind zusammen-

frängende Flädren, deren Darstellungen sidr gegenüber dem aljen stand wesent-
lidr ändern, in der sdrriftvorlage känntlidr aimadren, damit sie bei der um-
kopie abgeded<t werden können. Ggf. können überholte Darstellungen gerin-
geren umfanges auch im alten original entfernt werden. veraltete 

"sa.rrirt irt
in allen Fällen vorher zu beseitigen- sofern kein Zweitoriginal vorliegt, emp-
fiehlt es sidr, vorher eine Traniparentpause für den weiieren Gebraud-r im
Katasteramt anzufertigen.

Liegt die DGK r :5000 vor, so ist auf norwendige Beridrtigungen der Höhen-
platte hinzuweisen (Nr. 9.5 der Ridrtlinien für die Hersteilulg rlnd Fortführung
des Kartenwerks 1 :5000 in Niedersadrsen).

um einen uberblid< darüber zu erhalten, weldre sdrätzungs- oder Flursdrät-
zungskarten für die Herstellung der Bodenfolie benötigt iverd.en, wird eine
Flurübersidrt angefertigt. sie stellt die Gemarkungr- uid Flurgrenzen sowie
deren Nummern in einer Lidrryause der DGK (Gründriß) dar. Änhand dieser
Flurübersidrt können die sd,ätzungsurkarten, die zur Anfertigung der Bearbei-
tungunterlagen für das LfB erfordedidr sind, vom zuständigän Finanzamt an-
gefordert werden.

Die in der Bodenfolie darzustellenden Sdrätzunggrenze-ri sind aus den sdrät-
zungs- bzw. Flursdrätzungskarten zu entnehmeri und in sdrwarzer Tusdre in
eine maßhaltige Deckfolie zur DGK (Grundriß) unter Anhalt der Zeidren-
muster einzutragen.

soweit die sdrät".ungsgrenzen nidrt unmittelbar den Grundstüd<en folgen und
diesen nadrzuzeidrnen sind, können sie bei einfadrem Verlauf mit Hilie eines
Reduktionszirkel§, selbstgefertigter Strahlensysteme oder medranisdrer panto-
graphen_ übertragen werderr. verlaufen die sdrätzungsgrenzen innerhalb großer
Flurstüd<e unregelmäßig, empfiehlt sid.r die Verwend--uig eines optisdren panto-
graphen.

um ein einheitlidres sdlriftbild zu erhalten, sind d.ie Klassenzeid.ren und sflert-
zahlen mit Hilfe eines Besdrriftungsgeräts in die Bodenfolie einzutragen.

§7ird die Bodenfolie nidrt bei der stelle angefertigt, die das original der DGK
(crundri{t; aufbewahrt, so muß vom Grunärißoriginal eine madhaltige Trans-
parentfolie hergestellt werden, die der Deckfolie untergelegt werden 

"kann. 
sie

ist mit der Flurübersidrt I :5000 und den sdrätzungs- biw. Flursdrätzungskarten
an die bearbeitende Stelle abzugeben.

Die Herstellung der Bodenfolie (stufe 1) kann audr an offentlidr bestellte ver-
messungsingenieure, Ingenieurbüros oder an geeignete Privatpersonen (2. B.
eh-em. tedrnisdre Angestellte der Vermessungs- und Katastervärwaltung) ver-
geben werden. Für die Herstellungsarbeiten wird zwed<mäßigerweise ein p"u-
sd'ralb_etr-ag 

-vereinbart, der sidr aus der durdrsdrnittlidren Arbeitsleistung für
eine Bodenfolie ergibt. Bei der Vergabe an Privatpersonen kann davon aus-
gegaflgen werden, daß die Arbeiten den Tätigkeitsmerkmalen der Verg.-Gr. VIII
BAT entspredren (s. Nr. 4 der Anlage zum RdEd. d. Nds. MdI v. ZA. Z. ße+

- I/4 (Verm) - 1053 N - 1).
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Nadr Prüfung und Korrektur der festgestellten Mängel-ist die Bodenfolie mit

einem Prüfurigsvermerk in lidrtdurdrlässiger blauer Tusdre zu versehen'

Nachdem die Bodenfolie (Stufe 1) hergestellt ist, sind dem LfB als Bearbeitungs-

urrt".l"g., drei Lidrtpaui.n ,., iibersirrdett, weldre die DGK (Grundriß) und

die Boäenfolie zusammen darstellen. Eine der Lidrtpausen ist durdr die Dar-

,äfrrg d.. Tagesabsdrnittsgrenzen sowie -d}rdr Eintragen der^Lage und

Numm"e.r, der bätimmenden (typisdren) Grablödret zv etgätzen. Die bestim'

-.rd., Grablödrer sind in dei 
-Sd'rätrungsurkarte 

besonders gekennzeidrnet'

Die Tagesabsdrnittsgrenzen und deren Nummern werden in Blau eingetragen.
-ni. 

L"'g" der Grab]Odrer sind durdr rote liegende Kreuze darzustellen; ihre

Nu*-ä" ersdreinen ebenfalls in Rot. Grablodrnummern, die bei einer Nadr'

;üt,r""t vergeben wurden, sind mit einem Kreis zu umranden. Diese An-

g;u* ri;'a erfärderlidr, um dem LfB das Auffinden der Angaben_zu erleidrtern,

äi. in d"r, Sdrätzungsbüdrern über die Grablöcher enthalten sind und die vom

LfB für die bodenk-undlidre uberarbeitung der sdrätzungsergebnisse benötigt

werden. Die vom Finanzamt zusammen mii den Sdrätzungsurkarten besdrafften

icfiatzungsbtidrer sind mit den Lidrtpausen an das LfB abzugeben. Gleidrzeitig

sollen dJm LVwA - LVni - das Orlginal der DGK (Grundriß) und die

Bodenfolie übersandt werden. Das Grundriß-Original wird nadr Anfertigung

einer seitenverkehrten Kopie sofort zurückgegeben.

4.3 Arbeiten des Landesamtes für Bodenforsdrung

Das LfB überarbeitet in geologisdr-bodenkundlidrer Hinsidrt die in der Boden-

folie dargestellten Bodenidrätiungsergebnisse. Dazu_gehört-die Kartierung der

BodenprJfile und die Abfassung-dei zugehörigen- Besdrreibungen.. Außerdem

ist für jedes Kartenblatt der geologisdr-bodenkundlidre Uberblick über Gliede-

rung, Aufbau und Besonderheiten der Böden zu fertigen.

Die Bodenproffle stellen die durdrsdrnittlidren Bodenverhältnisse dar. Sie sind

bis zu 1 m Tiefe in den sdrätzungsbüdrern besdrrieben. Die Angaben über

die Bodenverhältnisse in den Tiefen von 1 bis 2 m entnimmt das LfB den eige-

nen geologisdren, geologisdr-agronomisdren oder bodenkundlidren Unterlagen.
Reidrt da; vorhanäene Material nidrt aus, müssen vom LfB örtlidre Unter-

sudrungen angestellt werden. Bei den Bodenprofilen handelt es sidr um Durdr-
sdtnittsproffle, die nadt Analogiesdrlüssen entworfen werden und nidlt unbedingt
mit dei Lage der Grablödrer der Bodensdr.ätzung identisdr zu sein braudren.

Die durdrschnittlidren Bodenverhältnisse werden graphisdr in Form von säulen
(Profflsäulen) dargestellt und beschrieben. Im allgemeinen wird jeder Klassen-

flädre von mehr als t ha Größe ein Bodenprofil zugeordnet. Für ein Kartenblatt
sind bis zu 30 Bodenproffle vorgesehen.

Als Unterlagen für die kartographisdre Bearbeitung und den Drud< der Boden-
karte erhält das LVwA - LVm - sins Zeid,envorlage für die Bodenproffle
mit den zugehörigen Besdrreibungen und den für jede Bodenkarte entworfenen
geologisdr-bodenkundlidreri Uberblick. Die örtliche ["age der dargestellten und
besdrriebenen Durdrsdrnittsproffle und deren Nummern sind vom LfB in einer
der Lidrpausen eingetragen wordert, die es vom Katasteramt (Regienmgs' bzw.
Verwaltungspräsident) als Bearbeitungsunterlage erhalten und an das LVwA

- LVm - weiterzugeben hat.
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4.4 Arbeiten des Niedersädrsisdren Landesverwaltungsamtes

- Landesvermessung 
-

Dem LVwA 
- LVm 

- fällt die Aufgabe zu, die vom Katasteramt (Regierungs-
b'zw- Verwaltungspräsidenten) und vom LfB zur Verfügung gesteilten Untär-
lagen in eine druckreife Form zu bringen und die Bodenkrit. ,,, drucken. Als
Unterlagen stehen dafür zur Verfügung,
1. das vom Katasteramt fortgeführte und nach dem neuesten Musterblatt

hinsichtlich des Schriftbildes und des Kartenrahmens berichtigte maßhaltige
Original der Grundrißplatte I : 5000;

2. die vom Katasteramt (Regierungs- bzw. Verwaltungspräsidenten) hergestellte
Bodenfolie der Stufe I ;

3. die vom Katasteramt (Regierungs- bzw.Ve'rwaltungspräsidenten) hergestellte
Lidrtpause/ in der vom LfB die Lage und die Nummern der Bodeiprofile
eingetragen worden sind;

4- die vom LfB hergestellte Zeichenvorlage mit der Darstellung der Bodenprofile
und den zugehörigen Beschreibungen;

5. die vom LfB entworfene und auf allen Blättern gleichlautende ,,Erläuterung",
die im Druck auf dem rechten Kartenrand wiädergegeben wird (der Tä*i
erläutert im Teil A die Bodenschätzungsangaben ro*i. im Teil B die Zeichen
der in den Bodenprofilen dargestellten Bodenarten);

6. der vom LfB frir jedes Blatt verfaßte geologisch-bodenkundliche Uberblick
(Teil C der Erläuterung zu 5).

Die Arbeiten beim LVwA LVm gliedern sich in Zeichen-, Schrifts atz-,
Montage-, Kopier- und Druckarbeiten

Im allgemeinen wird zuerst an die Bodenfolie (Stufe 1) ein Profilleisten-Vor-
drud< (t9g. Leerleiste) anmontiert und von diesem Montagebogen eine Kopie
hergestellt. Das Format des Montagebogens richtet sich ,äA J"r Anzahl ä.t
Bodenprofile, die auf dem unteren Kartenrand in ein bis drei Profilleisten dar-
gestellt werden. Eine Profilleiste kann bis zu 10 Profilkästen (Säulen mit Be-
schreibung) enthalten.

Auf dieser Kopie werden nunmehr die Signaturen und Abgrenzungen der
Bodenarten nach der Zeidtenvorlage des LfB in die Profilsäulen äirrg"r.ilhnet.
Nachdem die Bodenprofilbeschreibungen und der Text des geologisch-boden-
kundlichen Uberblicks mit einem Lichtsetzgerät bzw. durch Hand-satz gesetzt
worden sind, wird der Schriftsatz auf einen besonderen Bogen montieit. Auf
9.n gleichen Montagebogen werden die ,,Erläuterung" ,die Beieichnung ,,Boden-
karte auf der Grundlage der Bodenschätzung" und der Bearbeitungs- und
Herausgabevermerk auf die vorgesehenen Stellen des Blattrandes sowie die
Nummern der Bodenprofile in das Kartenbild montiert und in die oben be-
schriebene Kopie einkopiert. Von dieser Kopie (Bodenfolie Stufe 2), vom
Original der Grundrißplatte 1 : 5000 und ggf. auch von der Höhenplatte werden
die Druckplatten im Kopi:erverfahren hergestellt. Es folgt der Drud< der Boden-
karte 1 : 5000 auf der Grundlage der Bodenschätzung in zwei bzw. drei Farben.
\üTeitere praktische Erfahrungen werden zeigen, ob und inwieweit das Her-
stellungverfahren noch zu verbessern oder zu vereinfachen ist.
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5. Sdrlußbetradrtung
ü* ai. Arbeiten Jm Kartenwerk zügig vorantreiben zu können, ist unbedingt

6ä ,irrnrott" Planung ,rnd .ir,. wirtsdaitlidre fubeitsweise geboten. Das verlangt

;;; ;ii;; teteiltgten ötellen eine gute Zusammenarbeit bei der Uberwindung der

nri""g$ar*ferifkeiten und bei de-r weiteren Erfüllung der gestellten Aufgabe'

Für' einen möglidrst zeitnahen Nadrweis der Bodenkarte ist es erforderlidr, vor

ü"rri.äurg där Bodenfolie (Stufe 1) die DGK (Grundriß) fort-zuführen und

g.g"f.".rtUs landwirtsdraftlidre FhÄen nadrzusdrätzen. Die Vorbereitung. und

b;.üfüir;rg dieser Arbeiten nehmen naturgemäß einige Zeit in Ansprudr. E;

i.ia"ri"fU ,ät*"r,dig, so früh wie möglidr zti wissen, von weldren Gebieten und

;; *"lA;* Zeitpuilt Bodenkarten 
-ve.langt 

werden. Die Vermessungs-- und

X"taste.bet Orden, besonders die Regierungspiäsidenten (Präs. d. Verwaltungsbez.),.,,,1ia*, 
daher mit allen Stellen, die- an dii Bodenkarte interessiert sein können,

V"äi"arrg a.rfnehmen und sidr dle Gebiete benennen lassen, für die vordringlidr

Bodenkarten bereitzustellen sind'

Die Reihenfolge der Bearbeitung wird zwed<mäßigerweise von den Behörden der

Mittelinstanz, 
-unter 

Federführurig des LVwA - LV* -, gemeinsam festzulegen

,.in. s.i der Auswahl der Dringlichkeitsgebiete sollen die Kartenblätter bevorzugt

;;i.* iti. ai. mindestens iie DGC (Grundriß) vorliegt. Eingeleitete Nadr-

;ä;;g; rl"d iOgliÄrt vor der Herstellung der Bodenfolie abzusd'rließen und

in das Li,egenschaf tskataster zu übernehmeri.

§regen tedrnisd,er Fragen, die mit dem--LfB zu behandeln sind, wird es zwed<-

-afif ,.i", wenn die Vä..ess.rngs- und Katasterbehörden vom LVwA - LVm -,
g.g"t.rr.ni"lls unter Beteiligung des Regierungspräsidenten in Hannover, vertreten

werden.

Es erleichtert die Arbeiten des LfB, wenn den Lid,tpausen (4.413) und den
-dratzungsbtichern eine ubersidrt beigegeben wird, in der- die Bodenfolien be-

,"idrn"t iind, die sid.r z.Z. in Arbeit U&inaen und zu einem bestimmten Zeitpunkt

,r"arg"ti.f..t'werden. Das LVwA - LVm - erhält Kenntnis von den beim LfB

vorliägenden Arbeiten durdr die Grundkarten-Originale, die dem LV.1vA - LVm -
nadr tertigstellung der Bodenfolie zusammen mit dieser unmittelbar übersandt

werden.
1ü(/o bereits Bodensdrätzungskarten nadr den Ridrtlinien vom 2.Januar 1950 in der

Fassung vom 24. Juni 1951 hergestellt worden sind, braudren,. obwohl sie nidrt
de111 äidret muster für die Bodenkarte entspredren, vorerst keine Bodenfolien

nadr dem neuen Zeidrenmuster hergestellt zu werdea (siehe RdErl. des Nds. Mdl
vom 27.2 1964 - I/4 [Verml - 2330 N - 2 -)'
Soweit Sd.rätzungspausen im Maßstab 1:5000 als Rahmenkarten voiliegenl),
sollen keine Bodäniolien hergestellt werden, Es ist vorgesehen, die Darstellungen

in der Sdrätzungspause I :5000 an die der Bodenfolie anzugleidren und ent-

spredrende Vorsdriiften dazu in die niedersädrsisdren Rid,tlinien ftir die Her-
stellung der Bodenkarte aufzunehmen.

In Anlehnung an die Regelung für die DGK 1 
' 
5000 soll die Bodeflkarte durdr

die Katasterämter vertrieLen werden. Als Verkaufspreise wurden mit Runderlaß'

des Niedersädrsisd'ren Ministers des Innern vom 5. August 1964 (Nds. MBl.,

r) siehe RdErl. d. Nds. MdI v.29. S. 1955 (Nds. MBI. S.738 - GültL MdI 152131)

73



s. 746 - GültL MdI 1491108) 4,- DM für die zweifarbige und 5,- DM für
die dreifarbige Ausgabe festgesetzt.

Die fertigg_estellten Bodenkarten werden durch die periodisd.r im Niedersächsisdren
Ministerialblatt ersdreine-nde Bekanntmachung über die Neu"urg"C. amtlidrer
K-arten mitgeteilt. Außerdem sollen die vorlie-genden Bodenkarten in einer Blatt-
über_sidrt_dargestellt werden, die gedruckt uon ill.n interessierten Stellen erworben
werden kann. ob es daneben zwed<mäßig ist, die fertiggestellten Bodenkarten
audr durdr die Amtsblätter_ in.den Regieiungi-1ve.*"tt"";gs-)bezirken bekannt-
zumadren, bleibt der Entsdreidung dei Regierungsprasideriten (präsidenten der
Verwalangsbezirke) überlassen.

Die Höhe der Drud<auflage wird sidr nadr dem zu erwartenden Bedarf ridrten
müssen. Zunädrst soll mit einer Auflage von i0 Exemplaren je Blatt u"gon".n
werden. Beim Drud< der Bodenkarten werden gleidrzeitij uo,n i*ndiiß der DGK
10..Exemplare mitgedruckt und an den zustäidigen Rägierungspräsidenten bzw.
Präsidenten des verwaltunsgbezirks abgegeben, wen., b-ei der" übe.sendung der
originale keine höhere Auflage gewtinsdrt wird indra. d. Nds. uat v. r 3. 2. 1964

- Nds. MBl., S. 155 - GüttL Mdt t4s/1o7).
Die-Herstellung der Bodenkarte kann audr Anlaß für einen Nadrdruck der DGKI :5000 sein.

Die landwirtschaftlidr nutzbaren Flächen Niedersad-rsens, von denen Boden-
sdrätzungsergebnisse vorliegen, umfassen rd. zwei Drittel der Landesflädre, so daß
unter.Berücksichtigung von Teilblättern etwa 9000 bis 10000 Bojenkarten her-
gestellt werden müssen. Die umfangreidre Aufgabe, aie s**itzungsweise zo J"h.ein Ansprudr nehmen dürfte, verlangl den Einsaiz beträdrtlidrer rr,iia,.i ura Kräfte.

Literatur-Afrgdben !

H. Ahrens: ,,Die Bodenkarte 1:5000 auf der crundlage der Bodensdrätzung,.ihre Herstelung und ihreVerwendungsmöglidrkeiten", herausgegebin ,. 
-d*fägi.a"n 

Landesamt Nordrhein-Vestfalen.
H' rvirths: 

b'rä,*ffä:§U.:5000 
auf der Grundlage <ler Bodensdrätzung in Nordrhein-westfalen,,,

Erfahrungen mit dem Rank-Xerox-Kopierautomaten
von Regierungsvermessungsamtmann Neuh aus, Katasteramt oldenburg

seit dem 1. Februar 1964 befindet sidr beim Katasteramt oldenburg ein Rank-
Xe-rox-Kopierautomat im Einsatz. Es ersdreint angebracht, die bisher iesa*.elte,Erfahrungen audr anderen Dienststellen unserer v"erwaltung zugänelidl'zu madren.
Der vollkommen verkleideteAutomat mit denAbm.rrung"i uoi ti+* l.l7xlozcm
ist an 220 volt \Tedrselstrom anzusdrließen und muß Ä;t 15 Ampere abgesidrert
1,erde1 (Spitzenwert 2500 §7att). Auf der linken seite der tisdJförmigei ober-
flädre befindet sidr eine Glasplatte, daneben eine an Scharnieren befeitigte Ab-
deckplatte aus Gummi. um Kopien aus Karten anfertigen zu können, iird die
Abded<platte zwecJ<mäßigerweise abgesdrraubt und lose .:ufgelegt.
Auf _die Glasplatte wird die Vorlage gelegt. Nadr Inbetriebsetzung durd-r Knopf-
drud< veranlaßt ein weiterer Knopfdru& äen Autornaten, nadr *.iig., sekund'en
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die fertige Kopie aus einem kleinen Aufbau an der redrten. Seite des Tis&es aus-

;;;"ßd. §Tesentlidre Vorteile gegenüber anderen Kopierverfahren bestehen darin,

a;ß k.ir. besonderen Papiere, ielne Negative und keine Lösungsmittel verwendet

;;;i;; *ti*en. In den Automaten ist unten redrts zunädrst ein Stapel.Papier

i;;ilriil;; sdrreibmasdrinenpapier) ein-zuleg-en. Außerdem ist Bildpulver in

|?""" lirg.t"uten Behälte*u fti[än. Der Knop]drud< löst dann folgende Arbeits-

vo.gang."ru. (vereinfadrte Darstellung)'

Die von unten beleudrtete vorlage wird durdr spiegelung auf eine selentrommel

«zo .- ouarmesser) übertragen.bas sellsttätig zugeführte Bildpulver konzentriert

,id, do., auf der Trommel, 
-wo 

die Vorlage §dttift ode. Zeid'rnung enthält. Ein

irrrwisdren vom Papierstapei abgehob.t et Blttt wird dann an der Trommel vorbei-

g"ftft 
" 

Dabei wiri das bildpulver ar{ d.as Papier überffagen. Auf dem weiteren

§ües wird das Paoier stark erhitzt. Dadurdr wird der genau der Vorlage ent-

,pä.ra. Blldpuiverbelag praktisdr eingebrannt. Bildpulverzufuhr und Hitze'

einwirkung sind einfadr regulierbar.

Der Automat ist für Papierformate bis 25 x 39 cm eingeridrtet (englisdres Format)'

b"-ii'i* die Anwendung praktisdr leider auf das Format DIN A4 besdrränkt'

Trotzdem ist der. Kopie-rautomat auf einem Katasteramt vielseitig einsetzbar.

Hierzu einige Beispiele aus der Praxis.

Auszüge aus dem Liegensdraftsbudr werden von den Bestandsblättern kopiert. Die

ii,"lr.j,. wird ebenfills auf die Rüd<seite des Blattes kopiert oder gestempelt'

Die Sdrreibmasd'rinenarbeit und das Vergleidren entfallen'

Abzeidrnungen der Flurkarte können, soweit es sidr um Rahmenkarten handelt,

wesentlid.r särneller als im Lidrtpausverfahren hergestellt werden' Soweit in Karten'

..n.u.r,rngrgebieten nodr keinä Transparente vorliegen, können Kopien von der

Zei&enpla"ttä gefertigt werden. Bei den großformatigen Inselkarten bestehen ge-

wisse Sdrwierilkeiten-, Aussdrnitte aus der Mitte der Karte zu kopieren.

Auszüge aus dem VN werden von Baugesellsdraften meistens in vielfadren Aus-

fertigu-ngen verlangt. Sobald die Anzahl größer ist, als in einem Arbeitsgang

durÄg"Jdrl"gen wärden kann, wird nur ein Auszug beim Sdrreiben des VN
durdrlesdrlagen. Die weiteren Auszüge werden als Kopien hergestellt. Hier muß

eingeichalteiwerden, daß die Anzahl der gewünsdrten Kopien eingestellt werden

kain. Zu der Anfertigung einer beliebigen Anzahl genügt ein Knopfdrud<.

Vermessungsunterlagen. In Oldenburg ist das Zahlenmaterial früherer Jahrzehnte
(Supplement-Handrisse) größtenteils nidrt lichtpausfähig. Gegenüber dem vorher
üblidren Fotokopierverfahren ist das Xerox-Kopierverfahren erheblidr zuverlässiger,
sd.rneller und billiger. §Tidrtig ist, daß Flädrenfärbungen und Farbstreifen die Les-

barkeit der Xerox-Kopien nidrt beeinträdrtigen. Mit diesem Kopierverfahren gelang

es erstmalig, von den 120 Jahre alten ,,Original-Handrissen" braudrbare Kopien
anzufertigen, obgleldr die darin enthaltenen Rutenmaße vielfadr redrt klein und
mit blasser Tusdre gesdtrieben sind.

Benadrridrtigung über eine Abmarkung. Hierbei bietet sidr die Möglidrkeit zu
einer weitgehenden Vereinfadrung dadurdr, daß die Skizze aus der Abmarkungs-
niedersdrrift auf den Vordrud< ,,Benadrridrtigung. . ." kopiert wird. Untersdried-
lidre Darstellungen sind dadurdr ausgesdrlossen und jede Prüfungsarbeit entfällt.
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Der Anfertigung _transparenter Kopien sind gewisse Grenzen gesetzt. Kunststoff-
Folien dürfen nidrt verwendet werden, da sie der auftretenderiHitze nidrt stand-
halten. Mit einzeln eingelegten Blättern Transparent-Papier wurden gute Ergebnisse
erzielt. Eine normale Arbeitsweise ist mit sogenanntim Hartpostfapi"r äoglidr,
das nidrt durdrsidrtig ersdreint, jedodr braudrbare LicJrtpa"rän ott". weseitlidr
längere Belichtungszeiten ermöglidrt.

Kosten:

Der Xerox-Kopierautomat wird nur leihweise zur Verfügung gestellt. Die monat-
lidre Miete beträ-gt mindestens 4oot- DM. Für den Betra! ,Jn-+oo,- DM können
2000 Kopien gefertigt werden. Jede weitere Kopie wird mit o,l5 DM beredrnet.
Nadr den _Angaben der Firma betragen die Näbenkosten für Bildpulver, Reini-
gungsmittel usw. umgelegt auf die einzelne Kopie 0,05 bis 0,06 DM. Die uber-
prüfung dieses Satzes'ist erst nadr einem längeren zeitraum möglidr. Die gefertig-
ten Kopien werden automatisdr gezählt. Gelegentlidr vorkomÄende reÄlkopiä
werden gutgesdrrieben. En vergleich der Kosien mit anderen Vervielfaltigungs-
verfahren für das Format DIN A 4 sieht folgendermaßen aus:

Xerox-Kopie: 0,25 DM (0,20 DM, soweit über 2000 Kopien im Monat)
Fotokopierverfahren, 0,40 DM
Lidrtpausverfahren, 0,05 DM
Umdrud<verfahren: O,0l DM
Aus dieser Zusammenstellung ergibt sidr, daß das Xerox-Kopierverfahren nidrt
unbesehen für alle Vervielfältigungsfälle angewendet werden äarf. Es muß audr
beachtet werden, daß die monatlidre Minäestmiete auch bei einer geringeren
Ausnutzung fällig wird. Bei 1000 Käpien im Monat erhöhen sidr die Kosten z. B.
auf ca. 0,45 DM pro Kopie.

In den ersten vier Monaten wurden mit dem Automaten I I 025 Kopien angefertigt,
im Monatsdurdrsdrnitt also 

-rund 
275o Kopien. Nad.r übersdrlagli&Ln e.-i"ttlungär,

verteilt sidr die Menge wie folgt auf die veisdriedenen Arbeitsgäbiete:

5/6 Auszüge aus dem Liegensdraftsbudr;
15o/" Abzei&nungen der Flurkarte;
15to Auszüge aus dem Veränderungsnadrweis;
35 /o Vermessungsuntedagen;

5 /o Benadrridrtigungen über Abmarkungen;
10/o Kopien von Bestandsblättern für Gemeinden und \üfasser- und Boden-

verbände;

15 o/o Kopien versdriedener Art für andere Dienststellen, überwiegend gegen
Bezahlung von Kosten oder Auslagen.

Als vorteile dieses verfahrens sind die leidrte Bedienung, die Sdrnelligkeit und

TIb..9 vied_ergabe zu nennen. Nadrteile sind die Besd.riänkung auf das Format
DIN A4 und die sdrwierigkeiten, dle sicl durdr den störendin Aufbau beim
Kopieren aus großformatigen Karten ergeben.
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Neubau der Landesuniversität Göttingen

- Mitwirkung des Katastetamts -
Von Oberregierungsvermessungsrat Datan

und Regierungsvermessungsrat J a n s s e n, Katasteramt Göttingen

Am 4. Juli 1964 ist durcl verkündung im Niedersäüsisdren Gesetz- und ver'

orär,.rrrgrUtrat das ,,Göttingen-Gesetz" In Kraft- getreten'. Damit ist .Göttingen 
die

1i"g.i"'C.onstadt der Bu"ndesrepublik_ geworden. Durch die Eingliederung der
'Voäa" §7eende, Grone, Geismär, Nikälausberg und Herberhausen ist die Be'

,01t"Ägrr"hl där Stadt'von 80000 auf 107000 angestiegen und.die Flädre von

3500 ha 
"auf 

7607 ha angewadrsen. Nunmehr kann die Stadt Göttingen ihre Auf-

;;b;, ;; kultureller, wlrtsdraftlicher und verkehrsmäßiger, Mittelpunkt des süd-

torrnoue.sd.,en Raums voll erfüllen. Eine großzügige städtebaulidre Planung wird

in den nädrstenJahren und Jahrzehnten daiGesidrt der Stadt und seiner Umgebung

stark verändern und die duich die bisherige Raumenge gehinderte baulidre Entwick-

iurrl uo."rr,."iben. Nodr Ende 1963 betnrg das §Tohnungsdefizit ttotz Fertigstellung

uorr" 1165 Neubauwohnungen im Jahre 1963 : 22o/".Durdr die Neuordnung hat

GOttlng", genügend Rauä erhalten, um weitere 50 000 bis 60 000 Menschen auf-

n"hrne"n ,,i kOn-r.r. Auf der Grundlage eines im letzten Jahr durdr Herrn Prof.

Dr. Eggeling, Hannover, aufgestellten Regionalplans will {j-e- 
Stadwerwaltung in

ktrr."iin.i'Raumordnungsflan bekanntgeben, der bei §Tahrung des in Jahr-

hunderten gewachsenen Cf,atakters der Innenstadt sowie unter Berüd<sidrtigung

der besondären Eigenart der Universitätsstadt die geplante städtebaulidte Gestal-

tung der Stadt für die nädrsten 50 Jahre festlegen sotl.

Im weitgehenden Maße werden das Gepräge der Stadt.und ihre zukünftige Ent-

wid<lunf durdr die Universität bestimmt. Seit jeher ist kennzeidrnend für die Lage

der Uni-versität die starke Streuung der Institute und sonstigen Einridrtungen über

das gesamte Stadtgebiet. Pendlerströme zwisdren Hörsälen und Instituten, der

Meria, den Mittagstisdren, der Bibliothek und den lvohnungen der Studenten sind

hierdurd.r unvermeidlidr. Dese hemmen den FIuß des Verkehrs in der stadt.

Die zerstreute Lage der Universitätseinridrtungen stört aber audr den akademisd'ren

Llnterricht. DarüLer hinaus genügt der Gebäudebestand nidrt mehr annähernd

den Raumbedürfnissen für Värlesringen und moderne Forsdrung. Das sprdnghafte

Anwadrsen der Studentenzahlen, die intensive Entwiddung aller \Tissensdraften,
die besonderen Bedürfnisse moderner Kliniken, die Forsdrungsmethoden der Land-

wirtsdlaftlidren- und Forstlidren Fakultät und eine ganz bedeutende Erhöhung des

Personalbestandes auf Grund der Empfehlungen des Deutsdren §Tissenschaftsrats

bedingen einen Raumbedarf, der nur durcih eine räumlidre Neuordnung und Er-
weiterung zu befriedigen ist.

Nach Uberprüfung der Gesamtsituation der Universität auf Grund umfangreid'rer
Untersudrungen faßte die Landesregierung im Jahre 1962 den Besdrluß, die
Fakultäten im Norden der Stadt Göttingen auf einer großen und überwiegend
nocih unbebauten Flädre von über 300 ha zu konzentrieren und mit den modernsten
Gebäuden und Einricfitungen auszustatten. Der Gesamtbebauungsplan geht davon
aus, daß ein organischer Zusammenhang der Universität mit der Stadt Göttingen
erhalten bleibt,damit dieUniversitätwie bisher derwidrtigsteFaktor für dasGeistes-
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leben und das wirtsdraftlidre Leben der Stadt ist. Dieses wird dadurdr sidrergestellt,
daß das Geisteswissensdraftlidre Zentrum, weldres nacfi der Zahl der dort leÄenden
und lehrenden Mensdren fast die Hälfte der Universität ausmadrt, in unmittel-
barer Anlehnung an die Innenstadt erridrtet wird. Alle übrigen Fakultäten sollen
im Nordosten daran ansdiließend in einem gesdrlossenen Entwicklungsraum unter-
gebracht werden. Mit einem Kostenaufwand von g00 bis 900 

^iillionen 
DM

werden in etwa 18 Jahren 920/6 des gesamten Baubestandes der universität aus
nod-r zu erstellenden Neubauten und 60/o aus Neubauten bestehen, die seit Kriegs-
ende erridrtet .sind, während der verbleibende Altbestand der l)niversität 2-0/6
ausmadren wird.

Die Möglidrkeit, alle universitätseinridrtungen in einem gesdrlossenen Entwid<-
lungsraum in unmittelbarer Anlehnung 

"''- 
das Göttingei stadtgebiet unterzu-

bringen, ist ein gltid<lidrer umstand. Zu berücksichti-gen bleiüen jedodr die
Bindungen ln den städtebaulidr vorhandenen Siedlungsrairm, an die benadrbarten
§7ohn- und Arbeitsbereidre, an das vorhandene verfehrs- und versorgungsnetz,
an die Geländestruktur und Bodenbeschaffenheit. Darüber hinaus ist einerseits
die spätere Erweiterungsmöglidrkeit einer Vielzahl von Instituten und Kliniken
sidrerzustellen, andererseits,aber audr die räumliche Zuordnung der verschiedenen
wissensdraftlichen Disziplinen zu berücksichtigen, um die Koniakte zwisdren den
Fad-rgebieten zu unterstützen.

Im großen gesehen_ liegt das universitätsplanungsgebiet im Mittelpunkt vorhande-
ner bzw. geplanter kommunaler Sd-rwerpunkte:

Göttingen (nördlidrer Stadtteil) mit der vorgesdrobenen siedlung Klausberg,
Trabanten-Entwicklung im Raum der vororte Herberhausen urd frikoluu.b"ij
und ortsteil rJ7eende mit dem Neubaugebiet \üTeende-Nord. Durdrsd-rnitten wird
dieser Raum von der Bu_ndesstraße 27, die anbaufrei und weitgehend kreuzungsfrei
geführt bleiben soll. Ein Ringstraßensystem mit einer viäspurig ausgebäuten
Hauptersdrließungsstraße soll alle universitätsbereidre miteinanäer Jerbinäen.

\Teldren Anteil hat das K.atasteramt.an delr großen Arbeitsaufwand, der notwendig
ift, uI die gesteclten Ziele zu erreidren? Die Voraussetzung für die'Verwirklichun!
der Bauabsid,ten war der redrtzeitige Erwerb der benötigien Grundstücksfläd.ren.
seit mehreren Jahren bereits verlegte die Universität einähe Institute der Land-
wirtsdraftlidren Fakultät in den unbebauten Raum nördlid-r von Göttingen, der
bereits seit längerer Zeit in den Flädrennutzungsplänen als Universitätsinteressen-
gebiet ausgewiesen war. Audr die Nervenklinik und die Hautklinik wurden hier
nadr dem Kriege in großzügigen Neubauten untergebradrt. Der notwendige Grund-
erwerb wurde seit dem Bekanntwerden der Absldlt, alle Fakultäten ,i konr..r-
trieren, sehr stark intensiviert und bis heute vorangetrieben. Allein im planungs-
gebiet des Geisteswissensdraftlid-ren Zentrums ergab sidr die Notwendigkeit, 43 Äit
Gebäuden bzw. vielfadr Gewerbebetrieben besetzte Grundstüd<e zi erwerberr.h der zeit von 1950 bis jetzt hat das Katasteramt zu diesem Zwed< ca. 700 gut-
adrtlidre Außerungen über Grundsti.icikswerte an das Universitätskuratorium äb-
gegeben. Darüber hinaus haben die Gutadrteraussdrüsse für den Stadt- bzw. Land-
kreis Göttingen eine Reihe von Gutadrten für unbebaute Grundstüd<e und für
bebaute Grundstüd<e, letztere mit einem Gesamtverkehrswert von rd. g Mill DM
erstattet. In 19 Enteignungsverfahren gaben die Gutadrteraussdrüsse gem. § 10g
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des Bundesbaugesetzes bis jetzt Gutadrten bzw. stellungnahmen zu den Ein-

wendungen uon R.drtt"nwälten ab.

Für die Aufstellung von Flädrennutzungsplänenr voll Ubersidrts-, Erläuterungs-

una inr*.r*rplänen"sowie von BebauungJpian"t wurden den Universitäts-Neubau-

ämtern t .rri It in den letzten zwei Jihien folgende Karten, tlw. in mehrfadrer

Ausfertigung, geliefert,

l) Für die Erstattung von Gutadrten und Denksdrriften über die Standortwahl der

Universität sowie- für die großräumige Planung: Die Deutsdren Grundkarten

I :5000 mit Höhenlinien für den Großraum Göttingen, insgesamt 28 Karten.

2) Für den Grunderwerb, g Ubersidrtspläne 1:2000 auf Pokalon, jede Karte im

Format 0,5x0,5 m, für ein Gebiet von 3x3 km, hergestellt durch Zusammen-

fügung von je 4 Rahmen-Flurkarten 1 :1000, verkleinert auf 1 :2000'

3) Für die großräumige Planung, 12 Karten 1:1000 auf Pokalon für ein Gebiet

von 3 *i k-, ;ede Karte im Format 1,0x 1,0 m, angefertigt durdr_Zusammen-

fügung ,on 1ä + Rahmen-Flurkarten. In diese Karten wurden die Höhenlinien

dei Däu*drän Grundkarten nadr entspredrender Vergrößerung fotomedranisch

einkopiert.

4) Für die Einzelplanung: 17 Karten 1:500 auf Pokalon mit Höhenlinien, iede
Karte im Formit 1,0 ; 1,0 m, hergestellt durch Vergrößerung je einer Rahmen-

Flurkarte I :1000. Die Höhenauinahmen wurden seit dem Herbst durdr das

Katasteramt ausgeführt.

Die fotomechanisdren Zusammenfügungen, Vergrößerungen und Verkleinerungen

cler Karten wurden durch die Reprodq,ktionsstelle beim Verwaltungspräsidium in

li.ir*ar*"ig ausgeführt. Die umfangreichen Ausbesseruflgenf Ergänzungs- und
Iervollständigungsarbeiten übernahm das Katasteramt.

Die PIäne zu 1) bis 3) konnten in kürzester Frist geliefert werden, weil bereits

seit Jahren in irwartung der baulichen Ausdehnung von Stadtgebiet und Uni-

uersiiät an der Herstellung der Deutsdren Grundkarten 1 :5000 und der Rahmen-

Flurkarten 1 : 1000 vorsoiglidr gearbeitet worden war. Das zusammenhänge-nde

Rahmenkartengebiet I , l0ö0 afläin im Raum der Stadt Göttingen, einsdrließlidr

der jetzt einge"gliederten Vororte, umfaßt heute 184 Vollblätter und 22 Teilblätter.

Auf die o. g. Punkte 3) und 4) soll nodr näher eingegangen werden

Zu3) Die unmittelbare Ubertragung der fünffadr vergrößerten Höhenlinien hatte

.id., ,ri.l.rt bewährt, da durdr äie Strldrbreite der Grundriß erdrüd<t zu werden

drohte. Es wurde daher bei einer zweiten Ausfertigung der Karten für das je-

weilige Format 1 x 1 m eine besondere Höhenfolie auf fotomed'ranischem'§üege

angeiertigt. Die Höhenlinien sind sodann beim Katasteramt in die Crundrißfolie
in der entspred-renden Stridrbreite hodrgezeidrnet worden. Auf diese \(reise

wurde ein wesentlidr gefälligeres Bild erreidrt.

Auf Genauigkeitsfragen soll hier nidrt näher eingegangen werden. Gegenüber

den Neubau-ämtern i;t die Ansidrt veftfeten worden, daß diese Genauigkeit für
eine vorbereitende Planung und für die Aufstellung einer vielzahl von Be-

bauungsplänen ausreidrt. Selbstverständlidr sind dieser Genauigkeit durdr die

Aufnaf,memethode zur Grundkarte 1 :5000 Grenzen gesetzti für eine Detail-
planung ist sie nidrt ausreidrend.

Aus diesem Grunde traten die Neubauämter alsbald an das Katasteramt heran
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und baten um genaue Planungsunterlagen insbesondere bzgl. der Höhendar-
stellung für das gesamte Universitätsinteressengebiet. Hinsidrtildr des Maßstabes
ist_ der Bauingenieur sehr leidrt geneigt, einen Maßstab so groß wie nur mög-
lidr zu fordern. Es mag daher nidrt weiter überrasdren, daß iunädrst von diesär
seite aus der Maßstab 1 z20o im Gesprädr war. vom bautedrnisdren standpunkt
aus verständlid-r, da offenbar bei der Detailplanung dieser Maßstab üblidr ist.
Dieser_Forderung wollte und konnte das Katasteramt aber nidrt nadrgeben. Bei
einer Gesamtflädre des aufzunehmenden Gebietes von ca. 420 ha war es gar
nidrt möglidr, diese Aufnahmen in einer relativ kurzen zeit zu erstellen, äb-
gesehen davon, daß die zu erreidrende Genauigkeit in keinem verhältnis zu
dem Mehraufwand stand. soweit unterlagen in dem Maßstab 1 :200 unbedingt
erforderlidr sind, ist es zweckmäßiger, für diesen Zweck zu einzelnen VeI-
größerungen zu greifen.

Nadr diesen uberlegungen kam es daher zu der Herstellung von einwandfreien
Planungsunterlagen im Maßstab'1.:500 auf Pokalon, wie u-nter 4) beschrieben.

zu4) Fnr die Einzelplanung waren insgesamt 17 Karten im Maßstab l:500 auf
Pokalon im Format I x I m mit Höhenlinien herzustellen. Der Grundriß wurde
durch vergrößerung je einer Rahmenkarte 1 :1000 gewonnen. Die Höhenauf-
nahme begann im Herbst 1962 durdr das Katasterimt. Zunädrst konnte nur
nad'r der Tadrymetermethode gearbeitet werden, da weder ein Meßtisch mit
Kippregel nod-r ein Reduktionstadrymeter zur verfügung standen. Der für das
Katasteramt zuständige Topograph war zu diesem Zeitpunkt für topographisdre
Aufnahmen im zuge der_Leineregulierung und versdriedener Flurberäinigungs-
verfahren eingesetzt. Nadr der o. a. Methäde wäre das Katasteramt wohikarim
in der Lage gewesen/ die Höhenaufnahmen in Jahresfrist abzusd.rließen. vom
Frühjahr 1963 an stand aber dem Katasteramt ein Reduktionstadrymeter Zeiß-
Dahlta mit Kartierun_gstisdr zur verfügung, außerdem konnte der Topograph
audr hier mit Meßtisdr und Kippregel eingesetzt werden.
Diese beiden Methoden, an einem objekt gleidrzeitig angesetzt, fordern zu
einem vergleidr heraus. Zweifellos haften der Aufnahmi mit Reduktions-
tadrymeter und Kartiertisd, Nadrteile an. Insbesondere ist diese Aufnahme-
methode im unübersidrtlidlen Gelände weniger geeignet. Der umfang einer
Aufnahme von einem standpunkt aus wird *enigei begrenzt durdr die opara.
Leistungsfähigkeit als vielmehr durdr die Größe dei Kartierungstisct ei. Aus
diesem Grunde sind die Aufnahmestandpunkte öfters zu wedrseli als etwa bei
der Meßtisdrmethode. Eine Zeidrnung der Höhenlinien angesidrts des Geländes
ist nidrt möglidr, lediglidl Fallinien, Rückenlinien und Muldenlinien etc. sind
aufzunehmen. In einem offenen, übersidrtlidren Gelände ist das Verfahren an
sdrnelligk_eit unübertroffen. Dieser Zeitgewinn wird aber durdr eine längere
häuslidre Bearbeitung teilweise wieder aufgehoben.
Auf jeden Fall konnte das Katasteramt mit diesen beiden Verfahren innerhalb
eines halben Jahres die Höhenaufnahme im gesamten Universit'itsinteressengebiet
absdrließen und damit weit vor dem gesetzten Zeitpunkt sämtlidle unterlag:en an
die Neubauämter übergeben. Auf einige Besonderheiten soll nodr hingewiesen
werden, Eingemessen wurden audr die Höhen aller vorhandenen Cebäude,
besonders im Klinikum, im Gebiet der Landwirtsdraftlidren und Juristisdren
Fakultät und des Instituts für Leibesübungen, außerdem sämtlidre Bäume über
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SmunddieweitereTopographiewieKanalsdrädrte,Bürgerst-eigeusw'Die
ifii."""f""t me erfordertä Jas Setzen von 4 Höhenpfeilern und einer Anzahl

,", u"".ru"lzen. Aufnahmemaßstab für beide Aufnahmemethoden,war 1 :1000.

Dieser Maßstab war sowohl für den Kartierungstisch als audr für den Meßtisdr

ä". g"ig".r.te. Die Höhenlinien wurden in diesem Maßstab konstruiert, sodann

"ri ? ,16O vergrößert und in die Pokalonfolie des Grundrisses hodrgezeidrnet'

Ca. -§00 Punkte sind pro Karte aufgenommefl worden. Im allgemeinen wurden

Ji. HOt."tirien im Äbstand ,o, O,; m entworfen. Eine Vielzahl von Koten-

p""tä ri"aii, d"n ftOi.n"ng"U"n zusätzlidr in die Pläne übertragen worden'

br, ,.iär nicht nur für Bösctrurigskanten, §Tegesdrnittpunkte, Grabensohlen etc'

;;";a; ;raktisdr für alle iie Punkie, die nidrt in unmittelbarer Nähe der

fiäl""tini.n ii.g"n. Die Anzahl der Geländepunkte und ihr-e 
.Ubertragung 

in

6,; K;t"" ."g"ui"tt.idt überrasdren, aber nur so war es möglidr' Unte4agen

,u .rh"lten, bä denen auf weitere zusätzlidre Vermessungen verzidltet werden

konnte. so sind z. B. später die Querprofile zu dem Bauentwurf für die ca.

1,2 km lange, vierspurige Hauptersd'ließungssraße direkt aus diesen Plänen

entnommen worden, oh"ne daß'nodr zusätziidre Aufmessungen. oder Nivelle-

ments durdrzuführen gewesen wären. Ähnlidre Verhältnisse werden sidr bei der

Anlage eines unteriräir.tr"n zweistöd<igen, Tunnelsystems ergeben, das alle

Gebä"ude der medizinischen Klinik miteinander verbinden soll'

Die Erridrtung der universität fordert von den Grundstückseigentümern und

FeA[- Opfär, die materiell großzügig,,ideell aber nidrt immer aufgewogen

werden können. Es ist nun ;S"dri&sai"-der Vermessungsbediensteten, daß sie

irn ,tig".uiren als erste 
"r, 

ö* und Stelle tätig sein-müssen' Zweifellos ftihrt

J", *".rrA.ul zu Spannungen mit dem genannten Personenkreis. Man sollte

sicl dennodr bemühen, diei Leute zu veistehen, audr wenn sie sidr mandrmal

,u R,rl".urgen hinreißen lassen, die im allgemeinen nidlt üblidl sind. Ein paar

freundliche \florte können hier viel erreidren'

Mit der Herstellung umfangreidrer Planungsunterlagen war zunächst. ein gewisser

llrafrA zu verzeiärne.r. Aie. bereits im Herbst 1963 traten beide Neubauämter

wiederum an das Katasteramt heran und baten um Unterstützung in vermessungs-

technischer Hinsidrt bei den einzelnen Bauvorhaben. Seitens dieser Neubauämter

war nicht an die Effidrtung einer eigenen Vermessungsstelle gedadrt.

Das Katasteramt sah sidr damit einer sdlweren Entsdreidung gegenübergestellt'

Es war nidrt die Verantwortung, die mit soldren Verinessungen übernommen

wurde, sondern vielmehr die peisonelle Besetzung des Amtes, dje z-u Bedenken

Anlaß gab. Darüber hinaus ist das Katasteramt so beengt untergebradrt, daß eine

Vermehrung des Personals daran sdreitern muß.

§(eldre Aufgaben sind nun zu übernehmen?

1) Absted<ung sämtlicler Straßen im Bereidr des Universitätsinteressengebiets,

2) Absted<ung von zwei Brücken in einer Länge von 90 bzw. 300 m,

3) Aufnahme mehrerer Höhenraster,

4) Aufnahme eines Absteckungsrastersf

5) Abstecftung einer Vielzahl von Cebäuden,

6) Absted<ung eines unterirdiscihen Versorgungssystems im Bereidr der Medizini-
schen Fakultät.
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Zunäd'rst aber einige Hinweise auf die Abbildungen.
Die Bilder I bis 3 sind Fotografien des Modelrs des gesamten Neubaugebietes.
Maßstab des Modells I :2000. Grundriß und Höhendirstellung hierzu sind der
Deutschen Grundkarte 1 :5000 entnommen worden. Die in dän Bildern hellen
Gebäude stellen die bis heute geplanten Neubauten dar.
Im Bild I deutlidr zu erkennen die von süden (unten) nadr Norden verlaufende
Haupterschließungsstraße des Universitätsgebietes. Diese Straße wurde bereits im
Frühjahr durdr das Katasteramt mit allen Ansdrlußstück.n ,bg.rt".Li- Mit Beendi-
gung dieses Baus ist in Kürze zu redrnen.

unten links der Bereich des ceisteswissensd.raftlichen Zentrums (s, auch Bild 3).
Mitte des Bildes die Medizinisdre Fakultät G. ludr Bild 2) mit dem Hauptgebäuje
der r\4CR-Klinik (medizinisdre-chirurgisdre-radiologische Klinik). Redrts daneben
die cebäude und sportanlagen des Instituts für Leibäsübung"". 61"!.r"mte Anlage
wurde bereits einsdrl. der Erschließungsstraße (Sportstraße), nördh& jer Instituts-
gebäude von §Testen nadr osten-veilaufend,'durdr das Kat"sterami abgested<t.
§Teiter nördlich die Institutsgebäude der Naturwissensdraftlidren-, Landwirtschaft-
lidren- und Forstlidren Fakultät. Absdrluß nadr Norden bildet die'.of-No.drt.uß",
die z. Z. durch das Katasteramt abgesteckt wird.
Auf die o. a. Punkte soll nun näher eingegangen werden.
1) Die-Trassierungselemente beim neuzeitlid-ren Straßenbau sind Gerade, Klothoide

und Kreisbogen. Die bestimmenden §7erte wie Radius der Kreisüog"n uia
Parameter der Klothoiden sind dem Katasteramt mitgeteilt worden. üi" Lug.
der Tangenten an den 

-Kreisbogen 
ergab sidr 

"us 
derr"üb"rsandten Bebauung"s-

plänen im Maßstab r.:500. Es galt zunädrst, diese Tangenten in die ortlicfikeit
zu übertragen und ihre schnittwinkel zu bestimmen. Vo, diesen Tangenten_
schnittpunkten aus erfolge sodann die Berecfinung und Absteckung der (u.u.rr_
hauptpunkte und danadr der Kurven selbst. Es ,,iürd. h;.. zu weit führen, auf
nähere Einzelheiten einzugehen, da diese im allgemeinen bekannt sein dürften.
Nur ein Hinweis auf die verwendeten Tafelwerke und Literatur möge genügen:
a) Bogentafel SarrazirVOberbeck, Springer-Verlag ;
b) straßenplanung mit Klothoiden, Horst osterloh, Bauverlag §fiesbaden;
c) Klothoiden-Tasdrenbudr, Krenz/osterloh, Bauverlag §Tiesbaden.
MitHilfe dieserTafelwerke ist es nidrt schwierig,audrkompliziertereKlothoiden-
kombinationen, wie sd-reitel-, Korb-, vende--ode. ,og". Eiklothoiden, abzu.
sted<en.

Nun nodr ein paar rü7orte zur Vermarkung und Sidrerung der einzelnen Bogen-
punkte. Die einzelnen Bogenpunkte wurden im Abstandvon 20 m mit grJßen
Pfählen vermarkt. Diese Pfähle gehen aber alsbald nach Beginn der Baumaß-
nahmen verloren, da der Mutterboden grundsätzlich abgei.hoben wird. Im
allgemeinen ist es üblidr, diese einzelnen Pflo&e durcl seitiärts liegende Punkte
zu sichern. Von dieser -tvtöglidrkeit ist hier aber kein Gebraudr g.-i.t,t worden,
da z. B. allein sdron der Damm der Hauptersdrließungsstraße eine Breite von
nahezu 45 m hat. Die sid'rerungspunkte hltten demnadr nahezu 30 m entfernt
1on d-er Achse eingebradrt werden müssen. Auf den den straßen benadrbarten
Grundstücken werden ebenfalls in Kürze umfangreidre Baumaßnahmen anlaufen,
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so daß die sidrerungspunkte dort genauso gefährdet sein werden wie etwa die
Bogenpunkte selbst.

Die ganze sidrerung hat sidr daher nur auf die Tangentensdrnittpunkte be-
sdrränkt. Hier ist nun keine Mühe gesdreut worden. Diese Punkte sind so auf-
gemessen worden, daß ihre Koordinaten im Gauß-Krüger-system ermittelf
werden können. sollten sämtlidre anderen sidrerungspunkte verlorengehen,
wird es immer nodr mögli& sein, diese Tangentensd-rnittpunkte durdr ihre
Koordinatenwerte wiederherzustellen. Soldre Uberlegungen mögen vielleidrt
überrieben ersdreinen, aber das Katästeramt hat hier sdron Erfihrungen ge-
sammelt. Es ist erstaunlidr, was einige wenige Planierraupen in kürzesär Zeit
anzustellen vermögen. Im Nu kann hier alles in eine trostlose Baustelle ver-
wandelt werden.

uber die Art der Absteckung eines Ansdrlußstüd<es zwisdren der Haupt-
erschließungsstraße und der Bundesstraße 2z soll die beigefügte Systemskiize
einen Hinweis geben. Ansdrlußstüd<e zur 827 sind nur Kreisbogen; Ansdrluß-
stüd<e zur Hauptersdrließungsstraße sind Klothoiden, Kreisbägen, rVende-
klothoiden, Kreisbogen und wiederum Klothoiden. Die Abstickung einer
soldren Kurvenkombination setzt umfangreid're Beredrnungen voraus, äuf die
hier nidrt weiter eingegangen werden soll. Insofern wird auf die oben genannte
Literatur verwiesen.

Alle Messungsergebnisse sind in vermessungsriß-vordrucken niedergelegt wor-
den. Transparentpausen hierzu wurden sowohl der Bauleitung "li aud, den
bauausführenden Firmen übergeben.

2) Die unter 2) genannte Brücke von 90 m L'änge ist bereits durdr das Katasteramt
abgestedct worden. Es handelt sidr hier um ein Bauwerk, das in Beton erstellt
wird. Die Genauigkeitsanforderung bzgl. d* Absted<ung ist in einem solchen
Fall nidrt so groß wie etwa bei einer Stahlkonstruktion, di infolge der erforder-
lichen versd-ralung dodr mit unsicherheiten von einigen cm gJredrnet werden
muß. Einige sdrwierigkeiten ergaben sid, insofern, als die Biugruben für die
§fliderlager und die Pfeilerkombinationen bereits vor der A6steckung aug-
gehoben waren. Es mußte somit indirekt abgested<t werden. Das Brü&enwerk
Iiegt in einem Kreisbogen. Außerdem schneidet die Hauptersdrließungsstraße
die Bundesstraße 27 nidrt unter einem redrten §7inkel, sondern spitzwinklig.
Die mathematisdren Probleme, die bei dieser Absted<ung auftraten, sind un-
erheblidr, wenn man sidr über die Beziehungen Kreisbogen, Tangente und
Sehne im klaren ist.

Die eigentlidre Absted<ung erfolgte mir einem geeidrten Meßband und einem
Theodolit zeiß-TH 020. Die Baupläne zu diesem Bauwerk boten eine vielzahl
von Kontrollmöglichkeiten, die alle ausgenutzt wurden. De dabei festgestellten
Abweichungen beliefen sidr auf weniger als 1 cm.

Zweifellos wird diese Absted<ungsmethode bei der Absted<ung einer weiteren
Brüd<e in einer Gesamtlänge von ca. 300 m am Ostausgang des Universitäts-
interessengebiets nidrt ausreidren.

3) Die Aufnahme von Höhenrastern mag angesidrts der Höhenpläne 1 :500 über-
rasdren. Die Höhenraster bleiben aber auf einige Gebiete des universitäts-
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gebietes beschränkt. Die ersten Probebohrungen in einigen Gebietsteilen haben
nun ergeben, daß bereits direkt unter der Erdschicht ein relativ hartes Gestein
ansteht. Es wird sich daher nicht vermeiden lassen, daß die einzelnen Baugruben
für die Gebäude in den Fels hineingesprengt werden. Die Kosten frir einen
solchen Aushub liegen aber verständlicherweise weit über den Kosten eines
normalen Aushubs. Das Neubauamt hat daher um die Erstellung eines Rasters
gebeten, um auf diese \Weise einwandfreie und amtliche Unterlagen für die
Kostenabrechnung mit den beteiligten Baufirmen zu erhalten.

Die Aufnahme der Höhen erfolgt:e auch hier wieder mit dem Dahlta-Reduktions-
tachymeter, wobei allerdings kleinere Zielweiten gewählt wurden, um dadurch
die Genauigkeit auf einige Zentimeter einzuhalten. Auch hier bewährte sich das
Instrument wieder ganz vorzielich, konnten doch diese Arbeiten binnen kurzer
Teit erledigt werden. Die eigentliche Absteckung des Rasters erfolgte in Ver-
bindung mit dem Gauß-Krüger-System. Die gewählten 1O-m-Linien des Höhen-
rasters decken sich mit den 10-m-Linien des Gauß-Krüger-Systems. Auf diese
\Weise ist es möglich, nach Aushub der Baugrube und nach Beendigung der Bau-
maßnahmen die Lage des Rasters e'inwandfrei wiederherzustellen und eine neue
Höhenaufnahme durchzuführen. Nach dem Ellingschen Verfahren läßt sich somit

{urch Vergleich der beiden Höhenaufnahmen die gesamte Erdmassenbewegung
leicht und schnell ermitteln. Sollte das Raster im Laufe der nächsten Zeit ,o.[
erweitert werden müssen, so ist hierfür nur der Anschluß an das Gauß-Krüger-
System herzustellen.

Die unter 4) genannte Aufnahme eines Absteckungsrasters mußte kurz nach
Beginn der Vermessungen wieder eingestellt werden, dr über den Beginn der
Bauarbeiten im Bereich der Medizinischen Fakultät noch keine Klarheit besteht.
Zweck dieses Rasters ist es, für die Absteckung großer Cebäude genaue Bezugs-
punkte zu haben. Die im Bereich der Medizinischen Fakultät zu erstellenden
Gebäude werden teilweise eine Länge von 200 m haben (s. Bild 2). Diese
Gebäude sollen nicht nach der herkömmlichen Bauweise erstellt werden. Es ist
vielmehr geplant, mit vorgefertigten Bauteilen (Betonplatten 7 ,5 x 3,0 m), die
in einer noch zu errichtenden Feldfabrik hergestellt werden , zu bauen. Ein
solches Verfahren bedingt aber eine genaue Absteckung der Gebäude, da man
gleichzeitig an mehreren Ecken anfangen wird, die einzelnen Bauteile zusammen-
zusetzen. Vorgesehen ist nun ein Raster von 60 x 60 m Maschenweite. Die
Schnittpunkte dieses Rasters sollen durch Polygonsteine mit eingelassenen Bol-
zen bestimmt werden. Es ist vorgesehen, diese Punkte etwa 0,80 m tief einzu-
betonieren. Die Abste&ung erfolgt mit dem 1O0-m-Band und einem Sekunden-
theodolit. Gleichzeitig werden diese Punkte einnivelliert werden. Auch dieses
Raster soll mit den Gitterlinien des Gauß-Krüger-systems zusammenfallen.

Bei den Gebäudeabsteckungen ist das Katasteramt bisher weniger eingesetzt
worden, als es zunächst den Anschein hatte. Das liegt in erster Linie daran,
daß die großen Baufirmen über Vermessungsingenieure verfügen, die diese
Arbeiten selbst ausführen können. Durch das Katasteramt sind lediglich im
Auftrag der Neubauämter einige Kontrollmaße zu benachbarten Gebäuden
gemessen worden. Es ist allerdings damit zu rechnen, daß in naher Zukunft
hier noch allerhand auf das Katasteramt zukommen wird, da mit der Er-
richtung einer Vielzahl voir Hochbauten erst im nächsten Jahr zu rechnen ist.

5)
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6) zu der Absted<ung des unterirdischen versorgungssy§tems kann im Augenblid<

nodr nidrts gesagi werden, da der Baubeginn im Bereidr der Medizinisdren

Fakultät zunächst versdroben worden ist.

Die gesamten technisdren Vermessungen sind erst Ende vorigen l{t9: angelaufen'

i.,*f'.rn kann mit diesen Ausführungen erst ein allgemeiner Uberblick gegeben

werden. Die nädrsten Jahre werden wahrsdreinlidl nodr viele vermessungstedr-

nisdre Probleme bringen, die veröffentlidrt werden sollten'

Die haushaltsreclrtlicl-re Haftung des Beamten *)

Von Ministerialrat a. D. Dr. Bernhard B a n k , Göttingen

Das Gebiet der Beamtenhaftung ist recitsdogmatisdr und redrtstedrnisdr eines der

am sdrwersten zu übersclr"u"nd.n des gesamten Beamtenrechts. Das hat seine

üir"dr" nidrt sowohl in Mängeln der gesetzliclen Regelung, obwohl audl soldre,

*i. *i. gleidr sehen werden, ,iiat t"trt*, als vielmehr im \Wesen der Materie: sind

docl im"Verhältnis von Beamten und Staat die versdriedenartigsten Sdradensfälle

,r-ntiA. die die versdriedensten Redrtsregelungen erfordern, die ihrerseits wieder

in.in"nä.rgr.ifen. §/ill man, wie es meine Absicht ist, einen Aussdrnitt aus diesem

C.r"-,g.Ui" behandeln, so muß man sidr zunädrst über die allgemeinen Grund-

lagen dieses Recltsgebietes im klaren sein.

§rie die Ubersdrrift ,,Haftung" vor § 78 BBGI) eindeutig zeigt; ist unter diesem

Begriff die finanzielle oder iermögensredrtlidle Haftung des Bamten gegenüter

deä Staat in Sdradensfällen zu veistehen, also die öffentlich-redrtlidre, aus dem

Beamtenverhältnis erwadrsende Verpflldrtung des Beamten zum Sdradensersatz an

den Staat bei sdtuldhafter Amtspflldltverletzung unter bestimmter näheren Vor-

aussetzungen. Zu untersdreiden von dem Begriff der Beamtenhaftung- ist der

weitergehände Begriff der Verantwortlidrkeit des Beamten. Verantwortlidr ist der

ßeamtä für sein dlenstliches Verhalten unter versdriedenen Gesidttspunkten: nidrt

nur finanziell haftungsredrtlich, sondern insbesondere audr disziplinarredrtlidl;

er ist es ganz allgemeii in seinem Sonderverhältnis zum Staat. Diese an sidr selbst-

verständüdren U-ntersdreidungen werden gleidrwohl in der Verwaltungspraxis nicht

selten verkannt. \üird z. B. wegen eines bedenklidren Vorfalts die Einleitung eines

förmlidren Disziplinarverfahrens nac*r dem im Disziplinarrecht geltenden Oppor-

trrnitätsprinzip a6gelehnt, so kann wegen dieses Vorfalls sehr wohl eine vermögens-

rechtlidre Haftung des Beamten in Betradrt kommen; wird auch sie verneintr etwa

weil das Versdruläen des Beamten bei seiner Amtshandlung im hoheitlidren Bereidr

nur leicht fahrlässig warr so trägt dennoch der Beamte für sein leid'rt fahdässiges

Handeln die dienstlidre Verantwortung, die dann vielleidrt zu einer formlosen

Mißbilligung seines Verhaltens durdr den Dienstvorgesetzten führt.

Die hafttrngsredrtlidre Regelung des Beamtenredrts untersdreidet zunädrst die

Haftung des Beamten im Innenverhältnis gegenüber seinem Dienstheffn für
ScJräden, die er im Amtsbereich sdruldhaft verursadrt hat, von seiner Haftung in

*) Aus..Neue Deutsdre Beamtef,zeitung", Monatssdrrift des Allgemeinen Beamtensdrutzbundes e.V., 13.Jahr-' gang, Oktober 1963, Heft 10. Nadrdru* mit freundliöer Genehmigung der Söriftleitung dieser Zeit-
sdrrift.

r) Hier zugleidr aucü für die entsprechenden Haftungsbestimmungen der Länder angeführt
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solchen Fällen, in denen der Staat einem Dritten gegenüber für eine pfli&t-
verletzung des Beamten hat eintreten müssen und in äenen der Staat alsdann im
Rü*griffsweSe_den Beamten haftbar macJrt (sog. Rüd<griffshaftung des Beamten,
y,-.lfle nodr als ,,Regreßhaftung" bezeicJrneg. Allgemeine vorausietzung für die
Haftbarmadrung ist ein sdruldhaftes Handeln des Beamten: ohne Veisdrulden
haftet der Beamte keinesfalls. Hier aber greift eine weitere, redrt problematisdre
untersdreidung des geltenden Beamtenrechts ein. Hat der Beamtä seine Amts-
pflicht "in Ausübung eines ihm anvertrauten Amtes", nämlidr - nach der herr-
sdrenden Lehre - im Hoheitsbereidr sdruldhaft verletzt, so haftet er dem Dienst-
herrn nur für vorsatz und grobe Fahrlässigkeit, und ebenso ist seine Rückgriffs-
haftung jn soldren Fällen auf vorsätzlidre; oder grob fahrlässiges Handeli ein-
gesdrränkt; anders soll es dagegen dann sein, wenn der Beamtä auf privatrecht-
lidrem Gebietr yenn sdron innerhalb seines Dienstbereiches, tätig ist, dänn soll er,
audr in Rückgriffsfalle!, fü-l vorytl und jede, also aud-r die ieidräte, Fahrlassigkeii
vermögensredrtlidr haften r). Daß diese untersdliedlidle Regelung vom Standp"unkt
des Beamtenverhältnisses aus gesehen einer einleudrtendei Grädhge s; entbehrt
und zu sinnwidrigen Ergebnissen führt, ist wiederholt von versdriedän., Auto."n
hervorgchoben, hat aber bisher nidrt vermodrt, die geltende Regelung abzuänd_-rn.
so sinnlos es ist, einen Beamten, wenn er Besoldun[sangelegenüeiten"von Beamten
bearbeitet, in seinem Dienstbereich nur für ,orritrhÄ.. -und 

grob fahrlässiges
Handeln haften zu lasser,_ dagegen audr für leidrt fahrlässige 

"pflichtverleträg
dann, wenn er tarifredrtliche Angelegenheiten von Angestellien des staates be-
arbeitet, so müssen wir einstweilen audr für die hauJhaltsred.rtlidren Haftungs-
fragen von dieser untersdreidung ausgehen. Der obrigkeitlidre Dienstbereidr
umfaßt nadr der herrsdrenden Lehre übrigens nidrt ,u, äi" Eingriffsverwaltung,
sondern audr die Leisrungsverwaltung, also z.B. die sozial- und sÄulverwultu"g{.
Das Haushaltsredrt ist zwar_für die Verwaltungspraxis eine äußerst widrtige, gleidr-
wohl im allgemeinen im Verwaltungsbereidr nidrt sonderlidr bekannt-e n.drtr-
materie. Das erklärt sidr nicht zuletzt aus dem umstand, daß die staatlidren Haus_
haltsbestimmungen ihre Grundlage in der für den Bund und die'meisten Länder
fort-geltenden Reichshaushaltsordnung v.31.12. 1922 in der Fassung der fünften
And_erung v. 30.4. 1938 (RGBI. u, s. r4j) haben, eine §Teitergelt,rrri, die in allen
möglidr-en Einzelheiten problematisdr und zweifelhaft ist. §Tieiekan"rt geworden,
liegen dem Bundesfinanzministerium zwei Gesetzentwürfe zur dringend notwendi-
gen Neuordnung dieses- Redrtsgebiets vor; dodr ist es zur weiteän Bearbeitung
dieses allerdings red-rt sdrwierigen und weitgreifenden Gesetzgebungswerkes bishei
nod-r nidrt gekommen.

Die Grundsatzvorsdrriften der Reichshaushaltsordnung für die Verwaltung der
Haushaltsmittel,_die.einer Dienststelle zur Bewirtsdraftuig zugewiesen sind, kfirrgen
einfadr und einleudrtend: die Haushaltsmittel sind wirÄdraitli& und sparsam zu

r)VSlj"r" PLg-rifliedow,-Kom-m, z. BB§, 1958, § 78, Anm. AI u. Anm.20; Grabendorff, Komm.z. BBG,2. Aufl. 1958, § 78 Anm. 2, § 2 Anm. 4b, u. a.'
r)Sie soll-angeblidr darin zu finden -igi", d4 der Bemte auf dem Gebiet des privatredrtlidren Handelnsbei der verursadrung von Sdradensfällen nlöt besser gestellt werden dürfe-iis"iiä*'ioiräo. Staatsance-hörige, insbesorderl pael Ärbeitnehmer in der Priva-twirt.ar"ri- iäi"rü-t"r är,iiil',q'rüiä"Lil$#i;mulj da§ so sein, mööte iö dag-egen_ fragm. Die rätio legis ist d6d gerade die, den Biiäten in seinem

sjia-t€.1 Amtsbereidr nur abgesdrwäöt häften zu lassen, üm seine lniti"ativi-nidri 
^ 

iarrri"r. s. *ii llä
Giese, Komm. z' GG, 1955, Art. 34 Anm., Friesenhahn in ,,Reöt, st it ""a viriraüi;;',-sa. l, i. üi.r) So Bodralli, K9.1n..1. 88G,2. Aufl. t958, § 4 Anm.2, S.42; Hamann, Komm. z. GG,2. Aufl. 19d1,Ärt. 33 Anm. 4, S. 257 a. a.
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verwalten (§ 26 Abs. 1 RHO) und sind zeit- und zwed<gebunden.zu verwenden'

il.i; ;i.;' r,,tr ilztt d;; il Haushaltsplane bezeidrneien Zwed<e, soweit und

solange dieser fortdar.", "ia nur innärhalb des Redrnungsjahres". verwendet

#ä:;. ;;;;; i.t;.*b"erirt. a.. Zwed<bindung der Haushaltsmittel. und ihrer

*i.tr.I',"ft1dr"r, urra ,p"?r"..n Verwendung kö-nnen, wie idr an anderer Stelle

ausfühdidrer herausgestellt habeo), sowohl miteinander wie aud, mit sonstigen

§ü"ä;;tff.n kollid"ieren, sind_ alä nidrt.überall eindeutig_ in- d9r- Verwaltungs-

p.*i, ;'r*""aUar. Jedodr werden eindeutige und unzweifelhafte Verstöße gegen

ifr[ Ä"*.raurrg ,u. haushaltsredrtlidren Häftung der _schuldigen 
Beamten führen'

O", f,* die Reldrshaushaltsordnung für gewisse Sonderfälle in den §§ 32 u' 33

"rra.*fifi 
angeordnet. Danadr silen iisbesondere Beamte, die Haushaltsüber-

;ffi*rg;; urr",l ,.rß".pl"nmäßige 
- 
Ausgaben 

. 
ohne vorherige 

, 
Einholung- der -Zu-

,,1-rrr"i des Finanzministers sdr"uldhaft-veranlassen, der Reidrskasse zum Sdladens-

.rrr,, ,ä"pruchtet sein; ebenso aber auch Beamte, die Maßnahmen in die \[ege

i"l,"r-, a"ia, die im H",rshaltrpl"n _nidrt vorgesehene Zwed(e verwirklid'rt und

Zahlungen notwendig werden, ,,Ordnet ein Beamter oder Angestellter entgegen

ai.r"i üo.rarift eine-Zahl,rrrg .r, oder trifft er'eine Maßnahme, durdr weldre eine

soldre Zahlung nor*.nJig wiid, und erkennt er oder muß er erkennen' daß-durdr

di" M"ßr,"h.ä od". Zrlilung äine Uberschreitung der zugewiesenen Mittel oder

"i"" 
,rar.ragliche Bewilligurrf uofl r\4itteln für die gleidre_Zwed<bestimmung später

unuei-eldliä wird, so n]rftJt ". für die von ihm veranlaßte Zahlu,..g in-glei<her

li"l*, *i. *enn diese bereits eine Haushaltsübersdrreitung (§ 33) darstellte. Dies

gifi 
"idrr, 

*"nn die Zahlung oder Maßnahme nach Lage der Sadre unbedingt

erforderlich war."

Hier fragt sich zunädrst, in welc.hem Verhältnis der Gesetzeskonkurrenz diese

irtit 
"."rr"H"ft,rrgsbertlm*,rngen 

der Reichshaushaltsordnung zu der späte-ren- all-

n"rn"lr"r, Haftuigsbestimmurig des s 78 BBG stehen, soweit es sidr um die Ver-

|J.ia.rJ."g. träa"t.. Indessän kann es keinen Zweitel in der Auslegung geben'

"uaa"* § 4? BRRG, ihm folgend dann die Haftungsbestimmungen der Beamten-

sesetze. redrtsgrundsätzlidr dje Haftung des Beamten allgemein beim Handeln

li" ,qrlrrUrrg äines ihm anvertrauten öFentlichen Amtes" auf Vorsatz und grobe

iui.lassigkelt"besdrränkt haben, muß diese Einsdrränkung-insoweit gerld-e--ar1dr

iti. 
"11. 

fiaushaltsred,tlichen Verstöße gelten, insbesondere älso für das sdruldhafte

Handeln des Beamten nad.r ss 32, ?i RHO9. Dabei ist zu berüd<sidrtigen,-daß

,id., d", haushaltsreclrtliche Handein des Beamten, wenn sdlon nidrt ausschließlidr,

." a.A ganz überwiegend im hoheitlidren Bereidr abspielt, daher hier im all-

gemeinen die eingesdrränkte Haftung des Beamten Platz greiftT)'

5) DOH, Jahrg. 2, S. 240 f.
oi He*sdrende Meinung: Plog-Vierlow, a. a. O., Anm..lt; Vialon, Haushaltsredrt,.Komm. z' RHO,
'i] l"iä."iöis,'i'il;ä";: ä,"S.-]aij rtir das ündesredrt heißt es z.B. in der amtlidren-Be-gründung

ürü-Nf"ar.'rl 
'Beaätengesetz', -,,BiJntte.e, hinsiötlidr des. Versdruldens l-n-eingesdrränk-te Haftungsvor-

iääft."-ür i".-I"ä e"ine. ü"il.irong ü.orders hervorgehobener Amtspflidrten..(z' B. §§ 32,, 33 Abs' 3

nliö'.-..i--ü*en, soweit .;-;idr ffi idrul<rhaftes Verhaltm bei der Amtsausübung.handelt, als-mit
iriärii"ä""äiä'i"iää"ü!"ä"i,gd."i=i.-i"t'ittlia auf die Fälle des Vorsatzes und der groben Fahr'

räT.räüüi'-täräiern i"g.iätri,, '*eraen, a, § 45 BRRG keine Ausnahme für einzelne Beamtengruppen

odir-einzelne Amtspflidriverletzungen vorsieht'"

') Das wird gelegentlidr verkannt. So z. B. bei Bodralli, a. a. O., § 8a 111: a 
-A!sr^4br-s' 

1199' Diese
'R-ät,r"*e Lt ä. s. "ua "on'ViJinl.;. ö' 'iöi tiil ser''n1;;;,";fi1&1i5i",l 1,',;ti#;,r';u!;,'ff;;;s;;"ä wird, § 32 RHO statuiere die Ha-ftuTg audr- für- I
der Beamte kennen müsse. fitäi'iliL;;e-kür-;ä Helmert, Ffaushalts-, Kassen-, Recrnungswesen,

Berlin 1961, S. 235.

9t



Danach sind die §7orte des s 32 RHo ,,. . . und erkennt er oder muß er erkennen,,
dahin zu_ erläutern, daß der Beamte infolge grober Fahrlässigkeit dieser Kenntnis
ermangeln muß, um haftbar zu werden.

Um hiernadr die haushaltsredrtliche Haftung des Beamten zutreffend beurteilen
zu. können, muß man genau unterscheiden, weldre Dienstverridrtungen im hoheit-
lidren_und ryeldre im privatredrtliclen Bereid-r liegen. Das kann im Einzelfall wohl
einmal zweifelhaft sein. Unzweifelhaft aber sind Zahlungsanweisungen als soldre,
also Entscheidungen über die.Verausgabung von Haushal-tsmitteln, sltets obrigkeit-
lidrer Natur, und zwar audr dann, wenn mit diesen Zahlungen Maßnahmen
ffnanziert werden, die ihrerseits privatredltlidlen charakter habän; z. B. hat die
Zahlungsanweisung für die verausgabung von Haushaltsmittel, fti, den Ankauf
eines Crundstüd<s hoheitlidren Charakter, der Ankauf als soldrer privatrechtlid-ren.
Ebenso haben die Entscheidungen über Kredite, Bürgschaften, Zuschüsse mit
Zwed<bindung (§ 6+a RHo) hoheitlidren charakter, während äie dadurch ent-
stehenden Redrtsbeziehungen dem Privatredrt unterliägens).
Betradrten wir zur Verdeutlichung des Gesagten einige weitere haushaltsredrtlidre
Fälle, die zu einer Haftung des Beimten führen könrrei,
Ein Beamter unterläßt versehentlidr die Einziehung einer fälligen Forderung des
staates; als das Versehen bemerkt-wird, ist die Forderung"sdron verjähä. In
diesem Falle kommt es für die Haftung des Beamten aus üersdrulden auf den
Charakter der Forderung an: ist sie hohiitlidrer Natur wie etwa eine Gebühren_
forderung,_ so haftet der Beamte nur für grobes versehen, anders aber, wenn sie
privatredrtlidren charakter hat, wie z. B. eine Kaufpreiiforderung bei verkauf
eines staatlidren Vermögensgegenstandes. Die gleidre untersdreäung gilt für
Maßnahmen (im Sinn des s 32 RHO), durctr äie dem Staat VerbinäfiJhkeiten
entstehen, für die Mittel im Haushaltsplan nicht vorgesehen sind. Nactr § 33 Abs.2
RHo dürfen _Ausgabebewilligungen, die ohne qähere Angabe des verwendungs-
zwed<s einer stelle zur verfügung gestellt sind, ferner solÄe ,u außerordentlidr'en
Vergütungen und unterstützungen sowie Ausgabebewilligungen im außerordent-
lidren Haushalt überhaupt nidrt übersdrritten ierden. veianläßt ein Beamter eine
solche Maßnahme, die zur Mehrausgabe über die planmittel hinaus führt, so wird
er_im allgemeinen im Hoheitsbereidr tätig, llaftet daher nur für vorsatz und grobe
Fahrlässigkeit. Andert ein Beamter ohnJ Genehmigung des zuständigen Ministers
Verträge zum Nadrteil des staates (rgl. s so RHoi, sJ wird es sidr frier meist um
das fiskalisdr-privatredrtliche Gebiet handeln, der üeamte mithin audr- für leichte
Fahrlässigkeit haftbar sein. Anders dagegen, wenn er etwa unzweifelhafte sdradens-
ersatzforderungen gegen Beamte nidrt-verfolgt oder sie in groben Fällen unzu-
lässigerweise niedersdrlägt, d. h. erläßt, hier hindelt er auf oürigkeitlidrem Gebiet
mit der _Folge seiner Haftung für Vorsatz und nur ftir grJbe Fahrlässigkeit.
Beamte der Finanzministerien, die es mit den Voraussetzurigen des ,,urrvoiher-
gesehenen" (hinzugefügt durdr Art. 112 GG;e; und des ,,unaüweisbaren" Bedürf-
nisses allzu leicht nehmen und ihre Zustimmung zu Haushaltsübersdrreitungen
nicht_ ausnahmsweise, wie das Gesetz es vorsdrriibt, sondern in DauerfunktLn
erteilen, haften ihrerseits in vorkommenden Sdradensfillen für grobe Fahrlässigkeit.

'r§" Ip*r, AöR 78, S. 284; Köttgen, DVBI. 1953, S. ,185; Siebert in <ler Festsörift für Niedermeyer, s.200.t)Art.112 GC lautet:,,Haushaltsübersdrreitungel und außerplanmäßige Ausgaben bedürfen der Zustim-
Tullg-d9s Bundesministärs der Finanzen. sie tlirr nurlm ra-riä-;i;ä';;;r;i;;il;,;ü.äää,abweisbaren
Bedürfnisses erteilt werden.,,
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Die Möglichkeit der zahllosen verstöße gegen die wirtsdraftlidre und sparsame

;;;;;ärr; d* H"o.h"ltsmittel und die Vielfalt der Verstöße durdr die immer

*i.a.i uo.fo-rn.rrd. l*..k"rrtf.emdung bei der Verausgabung der Haushalts-

mittel kanfl hier nur angedeutet werden.-Der zwed<widrige verbraucl von Haus-

f,"it.-itt"t1 ist übrigeni historisdr gesehen, in Staatswesen mit geordneter Haus-

t ottr- urra Finanzwiitsdraft immer ,äe,,g geahndet worden, würde- dodr eine laxe

fi"iafr.Ur"g auf diesem Gebiet alsbald iur Zetfüttung der öllentlidren Finanzwirt-

,d-raft fäh.ä. Pontius Pilatus, Procurator in Judäa uoi2G-36, wurde u' a' deshalb

vom römischen Senat gemaßregelt, weil er Tempelgelder für- den Bau einel Vasser-

i"i*r,g verwendet t rti. ioj Geite'ein Verstoß qec; § 30 Abs' 
-1 

Satz t RHo)' Als

b.ror,ä.r"r, haushaltsmäßigen Mißbraudr des Eingehens von Verpflidrtunggn fährt

viuiorrr) d.ie leider rr.r.ällr,, häuftgen Fälle an, in denen-von der Verwaltung in

unbedadrter \Weise Zusagen abgegebän werden, bevor die ffnanziellen Folgerungen

klar durdrdadrt und mit den värlesetzten Stellen erörtert sind - ein Verfahren,

e;; .;;;hi aus Fahrlässigkeit wiä audr ganz bewußt gehandhabt wird, um faits

accomplis zu sdraffen.

Im Zusammenhang hiermit ergeben sidr einige haushaltsredttlidre Sonderfragen,

die vielfadr auch Beamten, die äerartige Haushältsangelegenheiten bearbeiten, nidrt

leHufig sind. Vorerst .ud kl"r sein, diß unzweifelhafte Sdradensersatzforderungen

;.g"" 
"B;"ile von den dafür zuständigen Vorgesetzten geltend gemadrt werden

Lürr"n, es also keineswegs im Belieben dieser Vorgesetzten steht, ob sie sie ver-

ioij"" toff"" oder nichti andernfalls sie sidr bei Nidrwerfolgung selbst haftbar

."ä"", *.if sie dadurdr geggn das Gebot der,_sparsamen Haushaltswirtsdraft

verstoßänr2). \7enn nun 
""d, § ae RHO unvermeidbare Haushaltsübersdtreitungen

u"i 
"uff.rpLnmäßige 

Ausgaben, ebenso das unabweisbare Eingehen von Verbind'

lidrkeiten,'die nidrihaushältsplanmäßig geded<t sind, bei vorherigy Zustimmung

des Finanzministers einwandfrei sind,-so ergeben sidl dodr audr häuftger Situa-

üo".n, in denen die vorherige Einholung diäser Zustimmung unterbleiben mußte

oder aud.r versehentlidr unte;bteben ist.ln diesen Fällen ist nadr § 33 Abs. 3 der

Finarrrminister ermädrtigt, der Uberschreitung der Mittel oder de_r Maßnahme

n"atragtia zuzustimmeif vorausgesetzt allerdings, daß ihm diese.Utersdrreitung

oder diese Maßnahme unverzüilidr mitgeteilt wird. Damit entfällt dann jede

Haftung des Beamten. \(ie aber ist die Redrtslage, wenn audr die ,,unverzüglidte"

nadrtra-glidre Mitteilung an den Finanzminister unterbleibt, und der Finanzminister

eine nJchträglidre Bevilligung dann niclt mehr auszuspredren bgfugt ist? Hier

hilft sidr die Praxis vielfair bel der Entlastungsprüfung durdr das Pailament nach

s 83 RHO mit der Feststellung, daß der Finanzminister bei redrtzeitiger Vorlage

seine Zustimmung efteilt hatte. Gibt der Finanzminister eirie soldre Erklärung ab,

so entfällt damit die Sdradensersatzhaftung des verantworttidren Beamten.

Der Entlastungsbesdrluß der parlamentarisdren Staatsorgane über. die ge§amte

Haushaltsrecl-rn-ung einschließlidr der außer- und überplanmäßigen Ausgaben und

r0) Mitgeteilt von Hans Freyer: Die Veltgesdlidrte Europas, 2. Aufl' 1954, S' 347'

n) Vialon a. a. O., § 32, Anm. 3, S. 586.

rr)So Runderlaß BdF. v.5.4.1955 (MinBlFin.1955, S.212); ebenso Vialon a.a.O., § 26, Anm.29g,
'§. yijl- pi"srviedow a. a. O , § 7e, Anm. 8; unsdrarf Sadrse-Topka, Komm'. z-' Niedell' Beamtmges',

i%i. d sA "Nr, 10: bei der Aaitbai-adrung des Beamten ,,werden die _9m-stände des Einzelfalls unter
ä1i6,k'"duii"r-Jir nir.ois"- urd T.erepfiidrt mitzubewerien sein". Allerding-s werden diese Gesidrts-

;;-ü" ;äää b"ä&;te;ü;"'"ein, atei erst beim Vollzug der Haftungsnaßnahme, und zwar durdr

ililä;;,,ili;"ö;ä;;-f;ä;;T;ö ,iä lli RHo. § 66 RVBI an der verfflidrtuns_zur verfolsung des

i.Ää;;;;;;;"rrpruöe. andiit ria, aäa"rar zunidrst nidrts. Unridrtig rVeimar im RiA 1953, S. 2'ß'
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der außerhalb des Haushaltsplans getroffenen Maßnahmen mit ffnanzieller Aus-
wirkung für die Haushaltsredrnung hat seiner Natur nadr nur staatsredrtliche, aber
keine privat- und haftungsred,tlidre Bedeutung. Gleidrgültig, ob die Entlastung
von Bundestag und Bundesrat in vollem umfang erteilt ist oäer nidrt, können diä
für _die ub_ersdrreitungen verantwortlidren Bea=mten haftbar gemad.rt werden 1s).

So kann z' B. die Entlasrung im ganzen und ohne Vorbehalt fir Einzelfälle erteiit
werden, weil diese Einzelfälle von den beschließenden Staatsorganen für bedeu-
tungslos im Rahmen des Ganzen eradrtet werden. Das hindert diä Regierung nidrt,
diese Einzelfälle beamtenhaftungsredrtlich weiter zu verfolgen. Andäs relen in-
dessen die Fälle, in denen die Staatsorgane die Ubersdieitungen ausdiicklich
gebilligt haben. Damit ist dann einer Haftbarmadrung der hausha'ltsrechtlich fehl-
sam handelnden Beamtex die Grundlage entzogen r4;. Vird dagegen die parlamen-
tarisdre- cenehmigung_ für einzelne _Ausgaben dieser Art 

"urirü*lid, versagt, so
haftet der verantwortlidre Beamte dann, wenn zuvor audr sdron der Finanzmini-
ster seine Zustimmung nadr sJ3 RHO versagt hat, nidrt aber in den Fällen, in
denen der Finanzminister die Zustimmung, einerlei, ob vorher oder nachträgiich,
erteilt hat. In diesen letzteren Fällen kann es sidr bei der späteren Versagung'der
Billigung der_Ausgabe oder Maßnahme durdr das parlamänt nur um di" F."g"
handeln, ob Beamte des Finanzministeriums selbst deshalb sdradensersatzpfll&tig
sind, weil sie vielleidrt ohne zwingende Gründe die ministerielle Zustimmung erteili
und dadurdr den erstverantwortlidlen Beamten aus der Haftung entlassen haten 15).
ubrigens_pflegt die parlamentarische Genehmigung dieser 

"ißer- 
und überplan-

mäßig.en Haushalt-sausgaben oder der Maßnahri*,-ai. ohne haushaltrpr"r-äni!.
Grundlage getroffen sind, vorbehaltlidr der späteren Besdrlußfassung tib"r dle
Bemerkungen des Redrnungshofs zu ergehen; nidrt selten mit dem auidrti&lichen
zusatz: ,,Durd-r die Genehmigung wird den Erinnerungen des Rechnungshofs aus
Anlaß der Redrnungsprüfung nicht vorgegriffen." ro; Dämit gilt dann für alle die
Fälle, die der Redrnungshol aufgreift, äei vorbehalt einer 

"Haftbarmachung 
von

fehlenden Beamten für Sdradenseisatz.

Der Umfang der Haftung des Beamten auf Schadensersatz entsprid-rt den Vorsdrif-
ten des bürgerlicfien Redrts über Sdradensersatzleistungen: es lst d.urdr Geldersatz

- Naturalrestitution scheidet hier aus - der zustand wiederherzustellen, der
bestehen würde, wenn das sdrädigende Ereignis nidrt eingetreten wäre. Danadr
!a1 d9r Beamte grundsätzlidl defl vollen durdr seine Handlägsweise entstandenen
sdraden zu ersetzeni dodr muß sich der staat auf diesen 

-sdraden 
die Beträge

anrechnen lassen, um die er bereidrert ist. Die Ermittelung des Sdradensersatzäs
kann danadr zu mand,erlei Zweifeln führen. §7ie jedoch üereits die Begründung
zur Reidrshaushaltsordnung hervorgehoben hat, wird eine Bereidrerunt insoweit nidri
vorliegen, als ,,dem Reich nidrt dauernde \trflerte oder Vorteile durdr-die Maßnahme
oder Zahlung zugeflossen sind und die zuständigen Behörden bei einer den Etat-

,t) S"-"dr \I'"d.", Finanzwesen der Bundesrepublik, Tübingen 1910, S. 106.
tt)so RGZ v.'t935, Bd. 153, s. 152 

--.ergangen 
zur preuß. strädteordnung,y. _18j3 - für offenkundig ausdr- -Jahresredrnung ersidrtlidre Bewilligungsübersdrreitungen; etenso niiärfadr, 

-Xo.-.-'r." 
SbC, t.-"dfl:1956,§78, BI2a, S.580.

rt) !.!1lon a. a. o. meint allerdings,. in- den F_ällen des § 33 Abs. 3 RHO könne die na&träglioe Miß-
P:lt:ry:g -tl YE :t.:i,,y g duidr das parrament aen rin.Min. I"iä priiiläintlie;'il.rdpflidri ;i;-bnngen, weil der Fin.Min. rur einer bereits_ vollzogenen Maßnahme zügestimmt h"b". b". ietü"ie-l"tzwar.ridrtig; aber.audr die Entlassung eines haftpfliärtige, S"a-ten aoi-.""iner'H"fä"g'ai..A fehlshaite
Genehmigung des Fin'Min. kann ihreÄeits ein hatiungsbigrü"a.na"i riiLiänä ,;i;. -" 

*
ß) Vgl. DOH, 1956, S.45.
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grundsätzen entspredrenden Verwaltung der _Haushaltsmittel 
die Ausgaben nidrt

i" uoit". Hohe auf sidr genommen haben würden". Besdrafft z. B. ein dafür zustän-

diger Beamter statt einei für die dienstlichen Zwecke ausreidlenden und im Haus'

fuitrpl", dafür vorgesehenen ,,Volkswagens" einen grtifleren und teuereren Dienst-

kraftwagen, um daÄit nadr außen hin - vermeintlich - den Staat besser repräsen-

;i";"; ,; k'önnerr, so hat er dem Staat die volle Dfierenz zwisdren dem Preis für

den besdrafit., V"g.n und dem niedrigeren des Volkswagens zu ersetzen. Bei

Miwerschulden des bienstherrn besdrrankt sidr der Umfang der Haftung des

Beamten entspredrend § 254 BGB.

rvenn Beamte infolge sdruldhaften Handelns für einen Fehlbestand an öffent-

ti.t ". V...Ogen halfterr, sollen sie nadr dem Gesetz über das Verfahren für die

Erstattung vo-n Fehlbeständen an öffentlidrem Vermögen 
-(Erstattungsgesetz)

v. 18. 4.-1937t ietzt in der Bundesfassung v.24. 1.1951 (BGBI'.S' 94, das audr

in den Bundesländern weiter gelten soll, einem von den allge?neinen Prozeß-

verfahren des Zivil- und Verwaltungsredrts abweidrenden Sonderverfahren unter-

*o.f"" sein, das den alleinigen Sinn hat, dem Staat ohne geridrtlidres Verfahren

alsbald einen Vollstreckungititel gegen den Beamten zu versdtaffen. Denn mit

Zustellung an den betreffenäen Beimien wird der Erstattungsbesdrluß vollstredcbar,

urrJ ., ist"nun Sache des Beamten, mitBesdrwerde undKlage vor demVerwaltungs-

gericht dagegen anzugehen. Als Fehlbestand im Sinne dieses Cesetzesr sollen

kassen- und bestandsmäßige Verluste sowie auch Fehlbeträge gelten, die infolge

fehlerhafter Redrnungsart äder unterlassener rechneris&er Nadrprüfung_ verursadrt

sind, vor allem also *1.h" F.hlb.träge, die sich aus der mangelnden Ubereinstim-

-ong ,on Ist- und Sollbestand einer kasse oder einer sonstigen Vermögenssammel-

steflJ ergeben. Nadr Heuser-Kobe1 rz; gilt das Erstattun-,sgesetz mit-seinen Durdl'
führungs-bestimmungen audr heute nodrfort, weil es nidrt auf nationalsozialistisdrem

Gedanfengut berulie und audr nidrt in \(idersprudr zu vorrangi_gen__-Grundsätzen

des Beamtänredrts stehe, übrigens audr deshalb, weil der Bund die §[eitergeltung

stillsdrweigend angenommen habe, wie die Bekanntmadrung der Bundesfassung

erweist.

Allein mit derartigen Erwägungen ist die Problematik der Fortgeltung dieses

Sonderverfah."rr, ,iidrt einmil andeutungsweise gestreift. Zunädrst ist zu beadrten,

daß sich die dienstlidren Handlungen, die zu derartigen Fehlbeständen führen, 
"

durdrweg im hoheitlidren Bereidr abspielen, daher als Versdrulden des Beamten

- "bg"sähen 
von den nur ganz ausnahmsweise vorkommenden vorsätzlid,en stfaf-

baren-Handlungen - grobe Fahrlässigkeit erfordern. Nun läuft aber das Erstat-

tungsverfahren im Ergebnis darauf hinaus, daß der Beamte seinerseits seine Sdruld-

losilkeit nachweisen, mindestens aber glaubh#t dartun muß, daß der Vedust ohne

sein- Verschulden eingetreten sei. Durdr das Erstattungsverfahren wird also dem

Beamten gegenüber eine Sdruldvermutung ausgesprodren, die dahin geht, er habe

den Verftist-infolge grob fahrlässigen Händelns verursadrtls). Es mag zutreffen,

wenn das Bundesverfässungsgerichtr0) redrtsgrundsätzlidr ausführt, nidrt jede Form

einer Sdruldvermutung wideistreite redrtsstaatlidren Grundsätzeni es käme auf die

rr) H""*.Jfub"1, Erstattungsgesetz, Komm., 1956, 5.66; ebenso für Fortgeltung l:usser'Germer, Bayr. Beam'

tensesetz. Mündren 1961, Art.85 Anm.9 Abs.3; Fisdrbaö a. a. o., § 78, Absdrnitt F, s.631; Plog-

Viädow, a. a. O., § 78, Anm' 35; herrsdrende Lehre.
,e) RGZ Bd. 149, S.285.
trl BVerfC 8d.9, S.169.
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Gestaltung- des_ gesetzlidren Tatbestandes im Einzelfall an. Bei ordnungswidrig-
keit im Bußgeldverfahren erreiche der Sdruldvorwurf nidrt die Sphäre desElhisdrei.
,,lst aber der Bereich der sittlidren Persönlidrkeit des Mensdlln überhaupt nidrt
berührt, so sdreidet ein Verstoß dieser gesetzlidren Regelung gegen die Mensdren-
würde aus." cerade diese Ausführungen erweisen, wie pioble-atisch heute die
Fortgeltung des Erstattungsgesetzes ist: denn hier erreicht äi. S.l.,rldr".mutung der
,,groben Fahrlässigkeit" des Beamten sicherlidr die sphäre des Ethisdren und 

-stellt

damit jetzt einen Verstoß gegen dessen Mensdrenwürde nadr Art. t Abs. t GG
dar, während die bisherige Sdruldvermutung nur auf ein Versehen oder eine leidrte
Fahrlässigkeit des verantwortlichen Beamten ausging. Zudem verstößt das vom all-
g_emeinen abweicrende sonderverfahren gegen den Beamten audr gegen den
Gleidrheitsgrundsatz des Art. a Abs. I Cc; denn derartige sonderv-oÄdrrift".,
über den Redr_tsweg müßten gegenüber den allgemein dafüi gültigen einen über-
gesetzlidren odei nacfi ihrem Inhalt sachlidr zwingenden Vorrang h-abenr0), wovon
aber bei dem rein ftskalisdren Zweck des Erstattungsverfahrens iid-,t di" Rede sein
kann. Idr halte hiernadr das Erstattungsgesetz von lglz nadr d"er veränderten
staatsredrtlidren, besonders aber nadr der veränderten beamtenredrtlidren Haf-
tyl8slaSe für verfassungswidrig. Das hatte übrigens Hitzlberger2l) ebenfalls getan,
allerdings mit anderer Begründung, weil er dirin einen vä.stoil gegen Ai. oz
Halbsatz 1 GG - redrtsprechende Gewalt nur durdr Ridrter - eibfickte. Hitzl-
berger hatte hinzugefügt, es sei eines Rechtsstaates nidrt würdig, sich in sadren,
in denen der staat selbst Partei sei, das Recht zu geben, sidr ohnä'Anrufung unabl
hängiger Gerichte einen vollstrecikbaren Titel zulerschaffen. Das mag an-gesidrts
der mannigfadren vollstred<baren Titel, die die Verwaltung sich selbs't zu"gebe.,
befugt ist (2. B. durdr Verwaltungsakt mit Leistungsbesdieidcharakter, etwa im
Steuerredrt), zweifelhaft sein; viel sdrwerer wiegt es abei, wenn mit diesem ver-
fahren gegen Art. 1 Abs. 1 GG verstoßen wird. Freilidr bleibt es ricJrtig, daß der
Beamte, dessen obhut das Geld oder die Sadre anvertraut istr ."gelrr,'äßig u,rd1
am ehesten in der Lage ist, einen eingetretenen Verlust oder die lJrsachi einer
Besdrädigung aufzuklären z2). Aber diese Beweislage tles ersten Ansdreins würde
aud'r dann erhalten bleiben, _wenn der staat, wie audr in sonstigen gerichtlidren
Verfahren, insbesondere im strafprozeß, seinerseits vor dem ,uriandl!.n Gericht
gegen den Beamten vorgehen müßte, ganz abgesehen davon, daß im verfahren
vor dem V_erwaltungsgeridrt (§ r72 BBG) die offizialmaxime gilt, der Sachverhalt
also vom Geridrt ermittelt und festgesteilt werden muß. ubriieis verbliebe de*
Staat als Dienstherrn bei §(egfall des Erstattungsverfahreni im Rahmen der
Pf'ändungsgrenze noch das Aufredrnungsredrt (s sZ Abs. 2 BBG), das aber die
Fälligkeit der beiden aufredrenbaren Forderungen voraussetzt, daher dann, wenn
die sdradensersatzforderung aus dem Fehlbesiand von dem Beamten bestritten
wird, die Verwaltung zvr Zurüd<haltung damit zwingt.

Jedenfalls muß ein Dienstvorgesetzter, will er ein Erstattungsverfahren einleiten,
durdr greifbare,Anhaltspunkte die sidrere uberzeugung g.ro-rn* haben, daß dei
verantwortlidre Beamte in grober veise fehlsa--g.h"rrd"tt hat. Demgegenüber
durften sdron nadr der bisherigen Redrtspredr,rrg*; 

"n das Maß des von dem
20) Vgl. Hess. VGH in NJV
:t) in ZBR 1956, S. 75.
re; RGZ B,d.74, 5.244; jetzt
:s; RGZ wie Anm. 22.
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Beamten zu führenden Entlastungsbeweises keine zu hohen Anforderungen gestellt

werden; ein zwingender Beweis der Nidrtsdruld war nidrt zu fordern. Das muß

nadr der nunmehr veränderten Versdruldenslage zugunsten des Beamten jetzt um

so nadrdrücklicher gelten.

Naü § 2 des Erstattungsgesetzes kann ein Erstattungsverfahren sogar gegen soldre

Personen durdrgeführt werden, die außer den erstverantwortlidlen Staatsbedien-

steten aus irgenäeinem Redrtsgrunde für den Fehlbestand oder im Falle des Todes

der zunädrst Verantwortlidren an deren Stelle als Erben haften. Nadr Heuser-

Kobel2i) sollen sogar Erbeserben erstattungsredrtlidr belangbar sein. Dem entgegen

zeigt eine einfadre Uberlegung, die Beweislage des ersten Ansdreins beim Vor-
liegen von Fehlbeständen, die sicherlidr häuffg auf die verantwortlidren Beamten

,uiatft und die bis zu einem gewissen Grade das ganze Sonderverfahren, wenn

nidrt redrtfertigt, so dodr erklärlidr madtt, trifft auf den Erben des verstorbenen
verantwortlidren Beamten wohl niemals zu - hier bleibt als Redrtfertigung des

Sonderverfahrens gegen den Erben nur nodr der reine Fiskalismus. Allerdings hatte

das Reichgeridrt in einer Entscheidung von 1935, efgangen zur Preuß. Defekten-
verordnung v. 24. 1. 1844, an die sidr das Erstattungsgesetz von 1937 dann

ansdrloß, entsdrieden, ,,De Auffassung des Berufungsgeridtts, daß ein Defekten-
besdrluß audr gegen den Erben des für den Kassendefekt verantwordidren Beamten

erlassen werden könne, entspridrt der Red-rtspredtung."zs; Dagegen hatte sidr sdron
unter den damaligen staatsredrtlidren Verhältnissen Reuss gewandt unter Hinweis
auf eine Entscheidung des Preuß. Obertribunals aus dem Jahre 185726), das

redrtsgrundsätzlidr geäußert hatte, auf der persönlid-ren Verpflidrtung des Beamten

gegenüber dem Staat ruhe ,,das ganze Verhältnis desselben auch in dieser speziellen
Beziehung", d. h. audr in Beziehung darauf, daß er dem Defektenverfahren als

einem Sonderverfahren unterworfen sei. Nadr dieser unter den heutigen staats-

red'rtlichen Verhältnissen erst redrt zutreffenden redrtsgrundsätzlidren Uberlegung
ist also die Sonderregelung des Erstattungsverfahrens auf den Status des Staats-

bediensteten beschränkt; ihre Ausdehnung auf einen Personenkreis darüber hinaus
muß als verfassungswidrig betradrtet werden. §7enn Art. 14 Abs. 1 GG das Erb-
redrt als Institution gewährleistet hat, so leudrtet um so mehr ein, daß nidrt ein
kleines Sondergesetz für einen besonderen Fall von den allgemeinen Grundsätzen
des Erbredrts abweicl-rende Regelungen aufstellen kann, audr nidrt, indem es für
den Erben eine versdrledrterte Prozeßlage statuiert. .Denn der Erbe wird in den
allerwenigsten Fällen in der Lage sein, seinerseits die Sdruldlosigkeit des verstor-
benen verantwortlidren Beamten, des Erblassers, näher darzulegen. Alle derartigen,
dem bürokratisdr-ffskalisdren Denken entsprungenen Bestimmungen, die die allge-
meinen erbredrtlidren Vorsdrriften zuungunsten der Erben des Beamten ändern,
sollten einmal amtlidr auf ihre Redrtsgtiltigkeit genau überprüft werden2T).

Aus begreiflidrer Sorge um eine sparsame Haushaltswirtsdraft der Verwalti-ng hat
man gelegentlidr gefordert, die Einschränkung der Haftung des Beamten auf Vor-

a) a. a. O., S. 105.

'6) RG in Jrü(/ 1936, S.2985; dazu Reuss mit Anm. S. 2986/87.
x) Pr.OTrib. Bd. 36, S. 378. Die Entsdreidungen der alten Geridrte zu bestimmten Redrtsproblemen sind

nidrt selten besser durdrdaöt und begründet als die späteren der neueren Geriöte zu den gleiüen
Redrtsproblenen.

rzlSo z.B. audr Nr.14 der Beihilfevorsdrrifun v.17.3.1959 über Gewährung von Beihilfm an Hinter-
bliebsre in Todesfällen; dazu Bayr. VGH v. 5. 2. 1960 (Bayr.Venv.Bl. l96f, S. 124112» und OVC
Münster v. 25.1.1962 in dieser Zeitsdrrift, 1%2, S. 132 sowie mein Aufsatz im RiA 1%2, S. 2r.
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satz und nur grobe Fahrlässigkeit im hoheitlidren Haushaltsbereidr müsse rüd<-
gängig gemadrt und der Beamte wieder, wie vordem, für ledes Versehen haft-
pflidrtig werden2s). Soldren Ratsdrlägen ist indessen nicht zu folgen. Probleme der
Sdruld und Haftung sind stets, nidrt nur auf religiösem und philosophisdrem
Gebiet, existentielle Fragen; sie sind daher audr auf dem Gebiet des Beamtenrecihts
mit besonderer Zurüd<haltung, Sorgfalt und Uberlegung zu regeln. Erwägt man,
daß auch dem genau arbeitenden Beamten im Laufe eines jahrzehntelangen
Beamtenlebens irgendwann einmal ein sdruldhaftes Versehen unterläuft, das viel-
leidrt dem Staat einen Schaden verursacht, so leuchtet ein, daß es völlig ungeredrt
wäre, diesen Beamten dafür sd,adenersatzpflidrtig zu madren. Es hat unter diesem
Cesictrtspunkt und nidrt nur, wie die amtlidre Begründung lautet, zur Vermeidung
einer Lähmung der Initiative des Beamten bei Verwaltungsmaßnahmen, seinen
guten Sinn, wenn nunmehr der Beamte, einstweilen allerdings nur im obrigkeit-
lidren Bereidr, außer für Vorsatz nur für grobe Fahrlässigkeit haftet. Ubrigens wäre
es audr ungeredrt, Beamte/ die ständig mit haushaltsredrtlidren Angelegenheiten
befaßt sind, in der Versd,uldensfrage sdrärfer haften zu lassen, als die Kollegen,
die nidrts mit soldren Angelegenheiten zu tun haben. Das gilt nun freilidr audr
für die untersdliedliche Haftung der Beamten, je nadrdem sie obrigkeitlidr oder
privatrechtlidr tätig sind. Audr hier sollten Gesetzgeber und Redrtspredrung die
gleidren Maßstäbe für die Beamtenhaftung anwenden: nämlidr nur die Haftung
bei Vorsatz und grober Fahrlässigkeit statuieren. §Terden damit die Grenzen der
Beamtenhaftung in der Sdruldfrage klar gezogen und wird die Haftungsfrage so
ernst genommen, wie es das geltende Haushaltsredrt vorsdrreibt, so genügt eine
soldre Regelung durdraus, um in dieser Hinsidrt eine peinlidr genauer zwed<-
beadrtende, sparsame und wirtsdraftliche öffentlidre Haushaltsführung sidrer-
zustellen.

t3) Riötig d3gegrn,Heinig, Das Budget, 1. Bd., Tübingen 1949, S. 470: ,,Staatsverantwortungsdisziplin . . .
ist nur durdr klare Trennung zwisüen Vollzug, Verantwortliökeit und Kontrolle a sdraffen, durö
Qualifizierung des Beamtentums ist sie zu pflegen."

Aus dem Scl-rulverwaltungsblatt für Niedersachsen

Heft 7 1964 - Seite 187

Verlängerung der Studiendauer in der Fadrridrtung Vermessung an der staatlidren

Ingenieursdrule für Bau- und Vermessungswesen in Oldenburg.

Erlaß des Nds. KultM vom 19. 6.1964 - IIIC 22to/64 - GültL KultM 196/27 -
Die Studiendauer in der FadrridrtungVermessung wirdauf seduSemesterverlängert.

Hiervon werden erstmalig diejenigen Studierenden betroffen, die im \üTinter-

semester 1964165 das Studium beginnen.

Gleidrzeitig tritt der Erlaß vom 10. 5. 1960 - III C 836160 (SVBI. S. 137 - GültL
KultM 196/18) außer Kraft.
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Zuerkennung der Fachs&ulrelfe für Absolventen dec Aufbaulehrgangs -
Fa&rlötung Teüntk - der Bundeswehrfachschulen.

Erlaß des Nds. KuttM vom 3.Juni 1964 -lllC 2t ?Ol 64 -GültLKultM 199/8 -
Dem Besdrluß der Kultusnrinisterkonferenz vom l6.t17.Januar 1964 entspreöend

bestimme ich folgendes:

r Das Zeusnis der Bundeswehrfadrsdrulen über eine bestandene Absdrlußprüfung" d"r drnik - wird als Nadrweis der für die

Zuerkennung der 
-Fadrschulreife 

erforderlid'ren gehobenen allgemeinen und

f adrtheoretis-chenBililurrl-äiE[ä-ttnt.

2. Inhabern des unter Zifr. 1 genannten Zeugnisses kann die Fadtsdrulreife zu-

erkannt werden, wenn sie die in § l0 Abs. I der Ordnung ftlr die Prüfung zum

Nadrweis der Fadrsdrulreife - Fadrridrrung Tedrnik - an Berufsaufbausd'rulen

vom 2. Februar 1962 -lllc 30l/62 (SVBI. S. 41 - GültL KultM l%)16) vot'
gesd'rriebene berufspraktisdre Tätigkeit nadrweisen.

3. Eine einsdrlägige fad'rpraktisdre Tätigkeit innerhalb der Bundeswehr kann als

Nadrweis im-Sinne der zifr.er 2 anerkannt werden. Dabei muß gewährleistet

sein, daß die innerhalb der Bundeswehr in bestimmten tedrnisd'ren Truppen-
diensten abgeleistete fadrpraktisdre Tätigkeit in ihrer Art und in ihrem Uqfang
nidrt hinteräen Anforderungen zurückbleibt, die an Prüflinge der Berufsaufbau-

sdrulen im berufsbildenden Sdrulwesen - Fadrridrtung Tedrnik - gestellt

werden,

Personalnachrichten
(auch zur Laufendhaltung der Personalliste bestirnmt)

Beamte des höheren Dienstes

I. Ern an n t:
zum ORVrnR.:
RVmR.Dr.Haupt,Reg.Hildesheim. ....... 1.6.64

II. Ubertragung eines Amtes der Bes.Gr. A l3a:
RVmR.§7ürfelrKatA.Cuxhaven . . . . . . .. . o . l. 5.64

, Oesterley,KatA.Uelzen .. ....... l. 5.64

III. Versetztz
RVmR. Baasen v. KatA. Hannover z, KatA. Osterholz-

Sdrarmbed< . . o . . . . . . . . o . 1. 8.64
,t Lunow v. LVwA - LVm - z. KatA. Hannover . l. 8. &
, Süttmann v. KatA. Oldenb g. z. KatA. Detmenhorst 1. 9. &

RVmAssess. Einfalt v. KatA. Osterode z. KatA. Northeim 1. 9. &
RVmR. Johannsen v. KatA. Auridr z. KatA. Leer . . . . 15. 9.64

,, SdrumacJrer v. d. Reg. Stade z. KatA. Auridr 1. 10.64

IV. Beauftragt:
mit der Leitung d. KatA. Lüneburg

RVmR. Sdrlehuber . . . . . . . . . . . . . . 13. 7.&
mit der kommiss. Leitung d. KatA. Auridr

RVmR. Sdrumadrer o . . . . . . . . . . 1.10.64

Nr. der Liste
alt I neu

D66 B'O

D14
Dt7

c22
c23

D73
D8'
D58
E18
ct7
c20

D88

c20
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Beamte des gehobenen Dienstes
I. Ernannt:
zu RVmOI.:
RVml. Sohns, R"g. Aurich . . l. 5. 64

, , Hod<e, KatA. Hannover . . . , l. 5. 64
, Riest, KatA. Uelzen . . , . l. 6. 64

II. Versetzt:
RVmOI. Sdreller v. KatA. Lüdrow z. KatA. Uelzen . l. 6.64
RVml. Bargmann v. KatA. Uelzen z. KatA. Soltau l. 7. 64

_ - , Kirchhoff v. KatA. Northeim z. KatA. Holzminden l. g.64
RVml. z. A. Schulz v. d. R.g. Lüneburg z.KatA. Lüchow l. g.64

III. Beauftragt:
mit den Aufgaben des geschäftsleitenden Beamten
des KatA. Uelzen RVmOI. Scheller . . 1. 6. 64
, , SulingenRVmOI.Held .. I.7.64
, , Soltau RVnr[. Bargmann l. 7.64
, ,t Lüchow RVml. Albiecht l. 7.64

IV. Entlassen (auf Antrag):
RKartlnsp.-Anw. Garbers, LVwA - LVm

Beamte des mittleren Dienstes
I. Ernannt:
zu RVmS.:
RVmAssist. Beneke,KatA.§Testerstede. .. . . 1. 4.64

, Thomas, KatA. Melle I . 4. 64
,t Poppe, LVwA - LVm . . l. 5.64',', frH,'ffir5:if;,3'ti:?ält,;a;::::::ii\i
,t Giszas (g.b. Rabiega), KatA. Delmenhorst r. T. 64

II. Versetzt:
RVmAssist. z. A, Reetnreyer v. KatA. Bersenbrücl< z. KatA.

r. 8.64

1. 7.64
1. 9.64

t. 7.64

1. 7. 64

Nr. der Liste
alt I neu

J I 16
K 143a
K t94
L73

Jfi6
| 143

K 143a
K l74a

M70

I r6e
| 170
I t7t

Q2e
Q36
Q28
Q30
Q38
Q41

P50
P 5t
P52
P53
P54
P55

N18

Q51

Prüfungstermin
19. 8. 64
20. g. 64
21. 8. 64
21, 8. 64

K50
K58
K16

Bentheim....
RVmS. Ewert v. KatA. Fallingbostel z. KatA. Celle .

III. In den Ruhestand getreten:
RVmHS. Quaal, KatA. Osterholz-scharmbeck . .

IV. Entlassen (auf Antrag):
RVmAssist. ziegler (geb. Exner), KatA. Delmenhorst

Angestellte der Vergütungsgruppe Il/lll BAT
Versetzt:
AssVmD. Harten v. KatA. Norden z. KatA. Leer

, Grenda v. KatA. Leer z. KatA. Norden
31. 8.64
15. 9. &

T24
T27

\rVei tere Na cJr ri dr te n

Abschn. V Nr. 5: KatA. \Wolfsburg, neue Fernsprech-Nr. 3 32 75 (bisher 3275)

Große Staatsprüfung:
RVmRef.

tl

t,

Prüfungsnac}rrichten

Schleider, Bez. Hannover
Siems, t, Lüneburg
p_loger, Günter, ,t Oldenburg
Kuhlmann, , Osnabrücli
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Anlage zu "Die Herstellung der Bodenkarte 1:5000 auf der Grundlage der Bodenschätzung "

Arbeitsgang und
der

auf der Grundlage

l. Katasteramt
( Reg. (Verw. ) Präsident )

Schätzungskarten ( Flurschätzungskarten )

Arbeitsteilung bei der
Bodenkarte 1:5000

der Bodensch ätzung in

Herste llu ng

Niedersachsen

Landesamt
für Bode nforschu ng

ll.

Zeichnung in 1:5000
u. Beschriftung

I

I

\y

(
I

I

3 Lichtpausen (Grundriß u. Bodenfolie )

1 x mit eingetragenen Tagesabschnitten
und Nrn. der Grablöcher

l

).-
-?t'?

7

,t
Zeichnung der Bodenprofile mit
Beschreibungen (Zeichenvorlage )

geologisch - bodenkundlicher Überblick

Lichtpause mit eingetragener Lage

und eingetragenen Nrn. der
Bodenprofile

l
6

I

5

5

Fortführungm
I 

torunarinr 

I

3

1

Lichtpausen

von 2 u.3

lll. La ndesverwa Itu ngsamt La ndesvermessu ng

l-l
11

I
14

12

I
Montage von 2

und Profilleisten-
vordruck (Leer-
leiste )

10

Zeichnung der
Profilleisten nach 5
in Kopie von I

11

12

13

14

13

Satzarbeiten von den
Satzarbeiten von 6
Bodenprofilnummern

Beschreibungen zu 5

Erläuterung (Teile A und B )

16

I

Bodenfolie
(Stufe 2)

r----1
Höhen -

platte
1:5000

L----J
17

I

Druckplattenkopie

Einkopie
von 15
in 10

u. Druck




